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Lizenz zum Räumen 


Massive Polizei übergriffe gegen Antifaschisten 


Am 31. Januar demonstrierten zwischen 1000 und 1200 
Nazis in Hamburg gegen die Ausstellung „Verbrechen der 
] Wehrmacht - Dimensionen des Vernichtungskrieges 1941- 
44”. Im wahrsten Sinn „auf der anderen Seite” nahmen 
gut 5000 Menschen an einer antifaschistischen Gegendemonstration 
teil, zu der eine Vielzahl von Verbänden, von Antifa bis Gewerk- 
schaften, aufgerufen hatten. 
Kurz bevor die Antifaschistische Demo ihren Kundgebungsplatz 
erreichte, wurde sie mit Wasserwerfern und Schlagstöcken aufge- 


tionen waren aus polizeitaktischer 

Sicht clever gewählt, ein Kanal 
trennte die beiden Veranstaltungen. Die 
Nazis bekamen für die Anreise einen ei- 
genen U-Bahn-Zug des ÖPNV spendiert. 
Hierfür wurde sogar die reguläre Ver- 
kehrsstrecke abgeändert und der U- 
Bahnhof am Sammelpunkt der Nazis 
wurde bereits fünf Stunden vor Beginn 
nicht mehr angefahren. Der gesamte 
Stadtteil war von starken Pozeikräften 


D ie Routen der beiden Demonstra- 
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löst. 


belagert und selbst 
für den Zulieferver- 
kehr und Kranken- 
transporte gesperrt. 
Schon in den 
letzten Tagen pa- 
trouillierten Zivil- 
streifen in der Nähe 
der Ausstellung, 
und Anwohner bei- 
der Demonstrations- 
routen wurden per 


Flugblatt von 
Innensenator No- 
ckemann darüber 
aufgeklärt, dass 
man die Demon- 
stration (welche, 
schreibt er aller- 
dings nicht) am 
liebsten verboten 
hätte — aber 
rechtsstaatliche 
Gründe dagegen 
sprachen. Mit 
massiven Einschränkungen und Perso- 
nenkontrollen sei zu rechnen. Laut Infor- 
mationen des fsk (freies Radio) wurden 
Anwohner von der Polizei aufgefordert 
entlang der Strecke der Nazidemonstra- 
tion aus den Fenstern hängende Transpa- 
rente zu entfernen. 

Neben den schikanösen Vorkontrollen 
und Absperrungen hatte sich die Polizei 
schon zu Beginn Unmut zugezogen, 
nachdem die Demonstration „wegen Sei- 
tentransparenten“ festgehalten wurde. 


Während der Demo wurde das massiv 
aufgezogene Polizeispalier mit Schnee- 
bällen, z.T. auch mit Flaschen und ähnli- 
chem beworfen. Daraufhin versuchten 
Greiftrupps Demoteilnehmer herauszu- 
ziehen, was durch funktionierende Ket- 
ten aber verhindert wurde. Als die Spitze 
der antifaschistischen Demonstration den 
Endkundgebungsplatz Weidestraße 
/Ecke Barmbeker Straße erreichte, setzte 
die Polizei sofort Wasserwerfer ein. Hier 
sollten nicht nur die abschließenden Re- 
debeiträge der Demo, sondern im An- 
schluss auch eine Kundgebung der Ver- 
einigung der Verfolgten des Naziregimes 
erfolgen. Doch dazu kam es nicht mehr. 

Die offizielle Bilanz des Polizeieinsat- 
zes lautet: 221 Ingewahrsamnahmen so- 
wie 15 vorläufige Festnahmen. Zudem 
weist der Ermittlungsausschuss eine gro- 
ße Zahl von Verletzten — darunter zwei 
Schwerverletzte mit Netzhautabtrennung 
und Lidabriss — in Folge des Wasserwer- 
fereinsatzes hin. 

Weiter Seite 3 


:meldungen, aktionen 


Brauner Klub 


WIEn. Die Gemeinderätin Cecile Cor- 
don von den Wiener „Grünen“ hat sich 
für ein Ende der staatlichen Subventio- 
nen für das „Haus der Heimat“ in Wien 
ausgesprochen. Das von der „Volksdeut- 
schen Landsmannschaft Österreichs“ 
(VLÖ) genutzte Haus erhielt im Jahre 
2002 7,2 Millionen Euro an Subventio- 
nen durch die österreichische Bundesre- 
gierung. Erneut unangenehm aufgefallen 
war das Haus Ende Januar, als es bei ei- 
ner Veranstaltung des „Neuen Klubs“, 
der seit 1997 im „Haus der Heimat“ tagt, 
zu „äußerst fragwürdigen Äußerungen 
unter anderem über Israel im Allgemei- 
nen und Juden im Speziellen gekom- 
men“ war („Der Standard“ vom 
29.1.2004). 

In der Tat wurden in den vergangenen 
Jahren im Wiener „Neuen Klub“ auch 
zahlreiche Personen vom einschlägig 
rechten Rand als Referenten angekün- 
digt: der ehemalige Waffen-SSler und 
Ex-,„Republikaner“-Chef Franz Schön- 
huber, der heutige Vorsitzende der 
„Deutschen Partei“, Heiner Kappel, und 
die über Verbindungen zur neofaschisti- 
schen NPD verfügenden Publizisten 
Claus Nordbruch und Walter Marinovic, 
um nur einige zu nennen. Trotz anhalten- 
der Kritik stellte VLÖ-Chef und Haus- 
herr Rudolf Reimann immer wieder 
Räume für den „Neuen Klub‘ zur Verfü- 
gung. Gegründet wurde dieser 1957 als 
Nachfolger des „Deutschen Klubs“. Sein 
Hauptziel ist es, „das deutsche Volkstum 
zu pflegen“. Maßgeblicher Geburtshel- 
fer war der ehemalige SS-Hauptsturm- 
führer Dr. Erich Führer, der nach dem 
Krieg wegen Hochverrats zu drei Jahren 
Gefängnis verurteilt worden war. Berüh- 
rungsängste zum rechten Rand scheint 
der aus dem Sudetenland stammende 
VLÖ jedenfalls nicht zu haben. Rei- 
mann, auch Präsident des „DONAU- 
SCHWÄBISCHEN WELTVERBAN- 
DES“ hatte in den vergangenen Jahren 
auch an Veranstaltungen der deutschtü- 
melnden „Österreichischen Landsmann- 
schaften“ teilgenommen und dessen Ver- 
bandsblatt, „Der Eckart“, ein Interview 
gegeben. Auch die Zeitung „Zur Zeit“, 
österreichischer Ableger der Wochenzei- 
tung „Junge Freiheit“, veröffentlichte ein 
Interview mitdem VLÖ-Chef. hmail 


Treffen aufgelöst 


DAMFLOS/TRIER. Die Polizei hat Anfang 
Januar ein „Militärfahrzeug-Treffen“ in 
einem Wald bei Damflos (Kreis Trier- 
Saarburg) aufgelöst. Bei den etwa 30 
Männern im Alter zwischen zwölf und 
76 Jahren waren zahlreiche Propaganda- 
mittel verfassungswidriger Organisatio- 
nen gefunden worden, wie z.B. Original- 
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uniformen und Uniformteile mit Zeichen 
aus dem Zweiten Weltkrieg, Koppel- 
schnallen mit Hakenkreuz, Zeitschriften, 


CDs und Videokassetten. Mehr als 20 


strafrechtliche Ermittlungsverfahren 
wurden eingeleitet — wegen des Ver- 
dachts des Verbreitens und Verwendens 
von Kennzeichen verfassungswidriger 


Organisationen sowie wegen des Ver- 


dachts der verbotenen Uniformierung i in 


der Öffentlichkeit als Ausdruck einer ge- .s a 
meinsamen politischen Gesinnung. Eine » 
für den Tag danach geplante Rundfahrt 


der Fahrzeuge wurde verboten. Eigentü- 
mer der Waldhütte, in der das Treffen 
stattfand, ist die Gemeinde Dampflos. 
Die will nun den Mietvertrag mit den 
seltsamen Militärfahrzeuge-Fans auf- 
kündigen. hma 


Rechte Trittbrettfahrer 


DRESDEN Das „Bündnis Montagsdemo“ 
in Dresden hat ein Problem. Es hat es 
nicht geschafft zu verhindern, 

daß sich bekannte Neofaschisten regel- 
mäßig an ihren Demonstrationen beteili- 
gen. Das „Bündnis gegen Sozialkahl- 
schlag“ hatte sich deswegen bereits im 
Dezember von diesem selbst gegründe- 
ten „Bündnis“ 
tungsleiter der „Bündnis“-Demos, Man- 
fred Wagner, sah keine Möglichkeit die 
Neonazis von der Demonstration auszu- 
schließen. Kritik gab es dagegen an der 
Antifa, die gegen das Bündnis mit den 
Rechten protestiert hatte. Harte Kritik 
kommt auch vom DGB-Regionsvorsit- 
zenden Rolf Neher. Eine gemeinsame 
Demonstration der Gewerkschaften mit 
Neofaschisten werde es nicht geben. 
Wagner hätte als Veranstaltungsleiter die 
Kundgebung auflösen müssen. Doch der 
sieht nicht ein, dass das Motto der De- 
monstration Schaden nimmt, wenn er 
sich nicht klar von Neofaschisten distan- 


ziert. hmaa 


Täglich mindestens eine 
rechtsextreme Gewalttat 
BERLIN. Im Dezember 2003 wurden 


politisch rechts motivierte Straftaten er- 
fasst, darunter 30 Gewalttaten. Hinzu 
kommen noch 365 registrierte Propagan- 
da-Delikte. Das geht aus der Antwort 
des BMI auf die monatliche Standard- 
Frage der Abgeordneten der PDS, Petra 
Pau hervor. Bei den 30 Gewalttaten wur- 
den 23 Personen verletzt. Insgesamt 
wurden 247 Tatverdächtige ermittelt, 


distanziert. Veranstal- 


_ Politiker in re ie vom 
‚Aufstand der Anständigen predigen, ein- 

_ mal mehr teuer dafür bezahlen müssen? 

_ Die Antwort ist für uns deutlich: Der 
Hamburger Senat nutzt das Verwaltungs- 
"und Versammlungsrecht als Spielball po- 


litischer Interessen und tut damit en 


. mokratie einen schlechten Dienst. (...) 


_ Im vorauseilenden Gehorsam ih 
tete die Innenbehörde auf ein Verbot und 
signalisierte grünes Licht für den braunen 


Marsch. Dass man derartige Kundgebun- 


gen nicht verbieten kann, ist keineswegs 
so eindeutig, wie es vom Hause Nocke- 
mann propagiert wird. So weißt Dr. Mi- 
chael Bertrams, immerhin Präsident des 


Verfassungsgerichtshofs und des Ober- 


verwaltungsgerichts für das Land Nordr- 

hein-Westfalen, darauf hin, dass es sich 
bei den Anschauungen von Neonazis um 
solche handelt, denen das Grundgesetz 
eine entschiedene Absage erteilt hat. 

Von zentraler Bedeutung bei der 
Rechtsprechung des OVG ist dabei der 
die gesamte Rechtsordnung prägende As- 


‚pekt der Menschenwürde (Art. I Abs. 1 
GG). Bei dem Gedankengut von Neona- 


zis geht es vor diesem Hintergrund nicht 


um irgendeine politisch missliebige Mei- 
nung, die das Grundrecht der Meinungs- 
freiheit (Art. 5 GG) genießt, sondern um 


Anschauungen wie Rassismus, Antisemi- 
tismus und Ausländerfeindlichkeit, di 


Eine derartige Demonstration im 
Voraus als Verstoß (./.) gegen die öffentli- 


che Ordnung. gemäß $ 15 Abs. 1 des Ver- 
‚sammlungsgesetzes (VersG) verboten 
vom Innenministerium bundesweit SIl 
Auffassung als das 
. gericht. nn 


erden. Hier ist das OVG massiv anderer 


"Einen fl die Politik einhunden Pro 


zent risikolosen Weg, Nazidemonstratio- 
‚nen verwaltungsrechtlich zu behindern, 
gibt es zwar nicht. Doch das politische 

Signal, ‚das der Hamburger Senat und vor 
allem der Innensenator ausgesandt hat, 

- indem er(es)ı nicht einmal ee ist 


von denen 27 Personen festgenommen be 
wurden. In 5 Fällen wurde Haftbefehl er- da 


lassen. 


Petra Pau fragte auch nach den im Jahr 


2003 von der Bundesprüfstelle für ju- - weht 


Fortsetzung von Seite 1 

Nachdem die Polizei die Antifademo 
mit aller Härte in alle drei Himmelsrich- 
tungen auseinander getrieben hatte, mar- 
schierten die Nazis im Hamburger Stadt- 
teil Winterhund weitgehend ungestört. 
Am Ende verzichtete die Polizei sogar 
auf eine einschließende Begleitung des 
Naziaufzug und immer — was im men- 
schenentleerten Winterhunde nicht zu oft 
vorkam — wenn „Nazi Raus“- Rufe er- 
tönten, stürmte die Polizei auf die Pro- 
testierer zu und schirmte die Nazis vor 
ihren Unmutsäußerung ab. So spricht das 
Aktionsbüro Norddeutschland von der 
„größten nationalen Demonstration seit 
Kriegsende in Hamburg“ und verbucht 
den Aufmarsch als „Sieg gegen Reemts- 
ma“. 

Noch bevor die Demonstration n 
Barmbek startete, sorgte das Auftreten 
einer Gruppe Antinationaler Teilnehmer 
für Missstimmung. Ein Bündnis vorwie- 
gend Berliner Gruppen (Antifa Nordost 
und Bahamas) versuchte sich an die Spit- 
ze der Demonstration zu stellen und ent- 
rollte mehrere USA- und Israel-Fahnen. 
Nachdem sie von den Hamburger Orga- 
nisatoren darauf hingewiesen wurden, 
dass in langen Bündnisverhandlungen 
die Aufstellung der Demo beschlossen 
wurde, und zudem keine Nationalfahnen 


ne 


Wir sind dasYok! 


FÜR FREHEIT FED u s 


Märkischer Heine 
PSF ST 209 Ebernai 


Fotos vom Naziaufmarsch, indymedia 


getragen werden sollten, kam es zu 
handgreiflichen Auseinandersetzungen, 
die erst durch einen Einsatz der Polizei 
beendet wurden. 

Neben aller notwendigen Kritik am 
Polizeieinsatz, müssen sich die Organisa- 
toren der Veranstaltung auch Fragen stel- 
len, wie zukünftig mit Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern umgegangen wird, die 
sich offensichtlich nicht um die getroffe- 
nen Vereinbarungen scheren. Selbst die 
grundlegendsten Regeln wie beispiels- 
weise ein striktes Alkoholverbot sind für 
viele Teilnehmer leider nicht mehr 
selbstverständlich. Zeitungsschlagzeilen 
wie „Linke bekämpften sich gegenseitig“ 
(BZ, 2.2.04) und „‚Autonome prügelten 
auf junge Juden ein, die Israelflaggen 
gezeigt hatten“ (MoPo Berlin, 2.2.04) 
schwächen die antifaschistische Bewe- 
gung, verbreiten Desorientierung und 
schrecken ab. Spätestens am 27. März, 
dem nächsten angemeldeten Aufmarsch 
von Chrisian Worch zum Ende der Aus- 
stellung auf Kampnagel, wird sich zei- 
gen, ob das Bündnis eine Wiederholung 
des provokanten Auftretens antinationa- 
ler Kleingruppen, als auch das unkon- 
trollierte und unverantwortliche Agieren 
jungendlicher Einzelkämpfer in den 
Griff kriegt. kun I 


Hier eine Auswahl von Stellungnahmen zu 
den Ereignissen vom 31.1.2004. Die vollstän- 
digen Resolutionen sowie Informationen 
über die weiteren Aktivitäten des antifaschis- 


- tischen Bündnis können über www.hamburg- 
Ä gegen-nazis.de.vu eingesehen und runterge- 


laden werden. 


Knüppelorgie gegen Antifaschisten 
als Wahlkampfbeitrag 
Stellungnahme der Willi-Bredel- 
Gesellschaft, 3. Februar 2004 


Wir, die unterzeichnenden Mitglieder 

, der Willi-Bredel-Gesellschaft/Ge- 
schichtswerkstatt, die an der Antinazi- 
Demonstration am 31. Januar 2004 teil- 
genommen haben, sind empört über die 
gewaltsame Auflösung unserer Kund- 
gebung in der Weidestraße in Barmbek, 
die von der Polizei mit brachialer Ge- 
walt durchgesetzt wurde. Knüppel- 
schwingend und begleitet von Pfeffer- 
spray- und Wasserwerfer-Attacken 
hetzten die Polizisten die Demonstran- 
ten durch die Straßen, überzogen die 
Teilnehmer mit Anzeigen, Platzverwei- 


=“ sen und 240 Festnahmen und schonten 


dabei auch Behinderte und Alte nicht. 
(...) Bereits der Versuch der Innenbe- 
hörde, unsere am 15. Januar im Gold- 


4 bekhaus zusammen mit der Roten Ak- 


tion Hamburg vorbereitete Zeitzeugen- 
Veranstaltung zu verhindern und die 
Organisatoren und Besucher einzu- 
schüchtern, zeigt die einseitige Vorge- 
hensweise des Innensenators Nocke- 
mann. Wir fordern, die Verantwort- 
lichen zur Rechenschaft zu ziehen! 
Treten Sie zurück, Herr Nockemann! 


Unterzeichner: Hans-Kai Möller, Rene 
Senenko, Ulla Suhling, Kamal Saleheza- 
deh, Holger Schultze, Antje Kosemund, 
Ursel Hochmuth, Wolfgang Lau. 


Presseerklärung des Vorstandes des 
Kuratorium der Gedenkstätte „Ernst 
Thälmann” e.V. vom 1. Februar 2004. 
Anscheinend als „Abschiedsgeschenk“ 
hat der Noch- Innensenator der Ex- 
Schill-Partei PRO, Herr Nockemann, 
den Neo-Nazis in unserer Stadt ihren 
„Aufmarsch“, vorbei an den Stätten, an 
denen während der Nazizeit Zwangsar- 
beiterinnen und Zwangsarbeiter unter 
entwürdigenden Bedingungen schuften 
mussten, nämlich in der Jarrestraße in 
der Wäscherei Wulff und bei Kampna- 
gel, genehmigt. Das Ganze mit dem Ge- 
sang der ersten Strophe der National- 
hymne und Schmährufen gegen die Op- 
fer des Faschismus ( nach Augenzeugen- 
berichten )! Auf Plakaten und Transpa- 
renten wurde die Wehrmacht und Waf- 
fen-SS glorifiziert. Kein Polizist oder 
sonstiger Verantwortlicher ist dagegen 
eingeschritten. Im Gegenteil, eine Kund- 
gebung der Faschisten vor der Kampna- 
gel-Fabrik wurde „spontan“ zugelassen. 
Was viele interessierte Mitmenschen dar- 
an hinderte, die Ausstellung über die 
„Verbrechen der Wehrmacht“ zu besu- 
chen. (...) 


Bürgerkrieg in Hamburg? 
Pressemitteilung von Esther Bejarano 
(Auschwitz-Komitee in der Bundesre- 
publik Deutschland) und Cornelia 
Kerth (Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/Bund der Antifa- 
schisten) vom 31.1.2004 

(..) Auf dem Kundgebungsplatz, auf dem 
neben der Auschwitz-Überlebenden Es- 
ther Bejarano u.a. ein Vertreter des DGB 
und des Hamburger Forums reden soll- 
ten, waren neben einem gewaltigen Poli- 
zeiaufgebot mindestens 6 Wasserwerfer 
platziert, die Demonstranten sofort bei 
ihrem Eintreffen von der U-/S-Bahn 
Barmbek her aus mehreren Rohren an- 
griffen. Der für die von der Vereinigung 
der Verfolgten des Nazi-Regimes/Bund 
der Antifaschisten angemeldete Kundge- 
bung zuständige Einsatzleiter war für die 
verantwortliche Anmelderin nicht er- 
reichbar. Der Versuch von Esther Beja- 
rano mit einem Redebeitrag auf die Situ- 
ation einzuwirken, wurde mit der Be- 
schlagnahme des Stromaggregats beant- 
wortet. Dazu die Überlebende des Nazi- 
Terrors: „Ich hätte nie gedacht, dass mir 
noch einmal von der Polizei das Wort ab- 
geschnitten wird und ich minutenlang 
nur durch die dünne Windschutzscheibe 
vor dem Hochdruck-Wasserstrahl ge- 
schützt bin, der auf den Wagen gerichtet 
ist.“ (...) Die VVN-BdA wird rechtliche 
Schritte gegen die Verantwortlichen ein- 
leiten und fordert den zuständigen Innen- 
senator zum Rücktritt auf. (...). E 
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gendgefährdende Medien indizierten 
Objekten. Insgesamt wurden 30 Medien- 
träger indiziert, davon 3 Bücher bzw. 
Broschüren: Horst Mahler: Guten Mor- 
gen, Herr Friedmann; Gerhard Ruben: 
Morgenröte oder Abenddämmerung 
(Hörbuch); und „Deutschland-Schrift für 
neue Ordnung“, herausg. Von der Verei- 
nigung Gesamtdeutsche Politik (VGP) 
Remscheid. Die restlichen Objekte sind 
diverse CDs, oft mit unbekannten Anbie- 
tern, sowie ein Video: „Kriegsberichter 
Vol. V, NS 88 Video, Ainaskin, Finnland. 
Die vollständige Antwort des BMI kann 
über das Bundestagsbüro der PDS bezo- 
gen werden: 
PDS im Bundestag, Platz der Repu- 
blik, 11011 Berlin, 
www.pds-im-bundestag.de I 


Verfahren gegen SS-Bikker 
eingestellt 


DorTMunD. Nachdem nun der SS-Mann 
und Mörder Herbertus Bikker für ver- 
handlungsunfähig erklärt wurde, ist es an 
der Zeit, die zuständige Staatsanwalt- 
schaft Dortmund für handlungsunwillig 
zu erklären und durch kompetente enga- 
gierte Juristen auszutauschen. Sieben 
Jahre nachdem antifaschistische Vereini- 
gungen und Journalisten den seit 1954 
unbehelligt in Deutschland lebenden 
Bikker den Behörden präsentiert hatten, 
kam es zum Prozess und bald darauf zur 
„Verhandlungsunfähigkeit“. Die Ver- 
schleppungstaktik der Dortmunder 
Staatsanwaltschaft bewährte sich mal 
wieder — wie im Falle Malloth und Prieb- 
ke und vielen weiteren. Sie bewährte 
sich zugunsten der Nazi-Verbrecher. Und 
sie wird sich wohl auch im Falle der 
Mörder an den 6000 entwaffneten italie- 
nischen Kriegsgefangenen bewähren, 
deren Ermordung auf der griechischen 
Insel Kephallonia durch die Wehr- 
machtsgebirgsdivision 1 auch nach sech- 
zig Jahren nicht zur Anklage führte. Un- 
sere Fähigkeit zur Ironie reicht nicht aus, 
um auszurechnen, wie viele Jahre die Tä- 
ter noch unverfolgt bleiben, wenn man 
die Bikker-Frist von sieben Jahren pro 
Person zugrunde legt... 

Der Handlungsunwilligkeit der 
Staatsanwaltschaft steht der Übereifer 
gegenüber, wenn es um die Ausschaltung 
ihrer Kritiker geht: Weil die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/ Bund 
der Antifaschisten mithalf, 140 bisher 
nicht bekannte mutmaßliche Mörder von 
Kephallonia zu präsentieren und bei der 
Staatsanwaltschaft anzuzeigen, wurde 
unter einem durchsichtigen Vorwand ge- 
gen ihren Landessprecher Ulrich Sander 
ein Ermittlungsverfahren wegen „Amts- 
anmaßung“ eingeleitet — und kein Er- 
mittlungsverfahren gegen die mutmaß- 
lichen Mörder. Der VVN-BdA und ihrem 
Landessprecher wurden Computer be- 
schlagnahmt und Dateien mit Daten über 
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die Organisation entwendet, — es 
ist zu vermuten, dass diese nun 
dem Staats- und Verfassungs- 
schutz für seine Spitzeltätigkeit 
zur Verfügung stehen. Oberstaats- 
anwalt Bernd Düllmann erklärte 
zwei Monate danach, die Be- 
schlagnahmung habe zwar nichts 
ergeben, was für die „Amtsanma- 
ßBung“ des VVN-Sprechers spre- 
che. Doch statt die Dateien zu- 
rückzugeben und sich bei der 
VVN-BdA zu entschuldigen, soll 
jetzt, laut Düllmann, weiter ge- 
sucht werden, bis etwas gefunden 
werde, das die Ermittlungen ge- 
gen Sander rechtfertige. Die 
VVN-BdA hat die Landesregie- 
rungen von NRW und Bayern auf- 
gefordert, in den Staatsanwalt- 
schaften von München und Dort- 
mund dafür zu sorgen, dass end- 
lich das Hauptaugenmerk auf die 
Ermittlungen gegen die zum Teil 
betagten mutmaßlichen Täter ge- 


| Das 1960 en aa der WwN. 
In Sachen Demokratie” wollte auf die Gefoh- 
‚ren hinweisen, die durch Restauration, Remili- 
 tarisierung und Renozifizierung inder 
Bundesrepublik entstanden waren. Es wies. 
personelle Kontinuitäten alter Nozsn 
"bundesdeutschen Ministerien und Behörden 
ebenso nach, wie bei der Bundeswehr. Lange 
Zeit war das Buch nur ‚noch antiquarisch Zu 
bekommen. 
Nun hat die WNBdA das ‚Weisshüch":s wie- 
der neu aufgelegt. Dies „erscheint notwendig, 
weil heute vieles in Vergessenheit geraten ist, 
was damals das öffentliche politische Leben 
‚ unheilvoll prägte und nachhaltig unheilvoll 
blieb”, so Ulli Sander in der Einleitung zur 
Neuausgabe. 


Erhältlich ist das 203 Sehen starke Buch für 8 
Euro im Buchhandel (ISBN-Nr. 3-00-013000- 
4) oder plus Porto bei der VVN-BdA, Gathe 


richtet wird und nicht auf die Aus- 55, 42107 Wuppertal, email: 
weichmanöver gegen antifaschis-  vvnbdanrw@freenet.de Für Wiederverkäu- 
tische Rechercheure. fer/innen gibt es einen Rabatt. = 


Jupp Angenfort,Landesspre- 
cher VVN-BdA NRW I 


Rechtsextreme kandidieren 
unter dem Parteikürzel PDS 


KAISERSLAUTERN. Wie der Rheinpfalz 
vom 30.11.04 zu entnehmen ist, hat die 
„PDS“ eine Kandidatenliste von 42 Na- 
men für die Wahl zum nächsten Kreistag 
vorgelegt. Unter den in der Rheinpfalz 
aufgeführten 12 Namen befinden sich al- 
lein 4 altbekannte Rechtsextremisten: 

e Martin Laus, Landesvors. der NPD, 
NHB Bundesvorsitzender und Mitglied 
des Parteivorstandes der NPD; e Helmut 
Blauth, war für die Republikaner im Ge- 
meinderat in Weilerbach, war Mitglied 
der NPD und dort für die Kontakte zu 
den Jugendlichen zuständig. Mitglied 
des IGFM (Internationale Gemeinschaft 
für Menschenrechte) und des rechtsex- 
tremen Nationaleuropäischen Jugend- 
werkes (NEJ) e Armin Stenger, Land- 
tagskandidat der rechtsextremen DA 
(Deutsche Alternative) auf Platz 1 der 
Landesliste 1991. Vorher REP. e Rudolf 
Kuntz, wurde im Juni 1993 zum Stellv. 
Vorsitzenden der REP Kaiserslautern 
Stadt gewählt. Die Liste nennt sich 
„Partei des demokratischen Systems“ 
(PDS). 

Nicht nur bei der Rheinpfalz fiel man 
auf das Kürzel PDS herein. Berichtete 
sie doch so wörtlich: „Zum ersten Mal 
wird sich dieses Jahr auch die PDS um 
einen Sitz im Lauterer Kreisparlament 
bemühen. Die Kandidatenliste der Nach- 
folgeorganisation der ehemaligen DDR- 
Einheitspartei SED umfasst 42 Namen 
und wurde am vergangenen Wochenende 
beschlossen“ Für die Kandidatur braucht 


diese Truppe 220 Unterschriften. Also 
aufgepasst! VVN-BdA Kaisers- 
lautern www.vvn-bda-kl.de I 


Nazidemo am 21.2.2004 in 
Gladenbach (Hessen) 


GLADENBACH. Nazis aus dem Kamerad- 
schaftsspektrum haben eine Demo in 
Gladenbach (Nähe Marburg / Gießen) an- 
gemeldet. Organisiert wird der Auf- 
marsch vom Aktionsbüro Mittelhessen, 
das seit einigen Monaten verstärkt in der 
Gegend aktiv ist. 

Am 30.8.03 sind sie mit 11 (!) „Kamera- 
den“ in Marburg unterwegs gewesen und 
am 17.1.04 haben sie schon einmal in 
Gladenbach mit mittlerweile 100 Nazis 
demonstriert. Dort haben sie gegen die 
Verurteilung der Nazi-Band Landser de- 
monstriert. Für die nächste Demo rufen 
mittlerweile eine ganze Reihe von Kame- 
radschaften aus dem ganzen Bundesge- 
biet auf. Als Redner sind u.a. angekün- 
digt: Christian Worch, Frank Feiertag, 
Gert Ittner, Thomas Hantusch. Es ist da- 
von auszugehen, dass es diemal mehr Na- 
zis werden können. 

Antifaschistische Gruppen aus Hessen 
rufen dazu auf, am 21.2.04 nach Gladen- 
bach zu kommen. Treffpunkt 10 Uhr, 
Parkplatz vor der Gesamtschule (dort 
wollen sich ab 11 Uhr die Nazis treffen) 
Es wird vermutlich auch eine angemelde- 
te Demo / Kundgebung im Ort geben 
(Gewerkschaften etc.) 

Kontaktmöglichkeiten: 

e-mail: antifa-marburg@web.de 
Infotelefon: 0178/5277705 (ab 15.2.) I 


' Ein deutsches Mittel- oder 
 Kerneuropakonzept im Sinne 
einer fest umrissenen, nur in 
Nuancen veränderbaren außenpoliti- 
schen Strategie gibt es nicht. Die Län- 
der, die man jeweils unter Mitteleuro- 
pa zusammenfasste, wie auch die 
Vorschläge, wie sich Deutschland ein 
Mitteleuropa zunutze machen sollte, 
waren einem steten Wandel unter- 
worfen - die Konzepte wurden den 
jeweiligen Bedingungen und Not- 
wendigkeiten angepasst. Diese 
außenpolitischen Leitlinien waren 
also, anders als von ihren Trägern 
behauptet, in keinster Weise „natur- 
gegeben”, sie hatten vielmehr einen 
rein funktionalistischen Charakter für 
die Stärkung der deutschen Machtpo- 
sition. 

Ein Axiom ist allerdings allen Mittel- 
europavisionen gemeinsam: Weil 
Deutschland in der Mitte Europas lie- 
ge, so heißt es, sei es gezwungen 
aber auch verpflichtet, in diesem 
„Raum“ tragende (wo man sich deut- 
licher zu werden traute: führende) 
Aufgaben zu übernehmen. 


Ich will im Folgenden den außen- 
politischen Nutzwert dieser Strate- 
gien beleuchten und werde mich 
dabei auf die „harmlos“, konziliant 
(danke R.) daherkommenden Vari- 
anten konzentrieren. „Harmloser“, 
das sind jene Konzepte, die darauf 
verzichteten, zu allererst auszu- 
breiten, welche Landstriche und 
Staaten zu erobern und Deutsch- 
land einzugliedern seien, welche 
weiteren Staaten man für seinen 
Wirtschaftskreislauf zurichten 
werde. Es geht mir heute um die 
Ausarbeitungen, die einen betont 
friedlichen, freiwilligen Zu- 
sammenschluss der mitteleuropäi- 
chen Staaten auf wirtschaftlicher, z.T. 
auch auf politischer Ebene anrieten. 
Übrigens stand auch hier immer fest — 
explizit formuliert zumeist, zwischen 
den Zeilen ‘rauszulesen immer —, dass 
Deutschland dabei die Führungsrolle zu- 
komme. So „harmlos“ war man dann 
doch nicht! 

Aktuell verfolgt Deutschland eine ge- 
mäßigte Variante (obwohl mittlerweile 
vielleicht eine Diskussion lohnt, inwie- 
weit sich ein Umschwung abzeichnet). 
Die Geschichte hat die aggressiven Um- 
setzungsversuche eines Mitteleuropa- 
konzepts schlussendlich als schädlich 
für die Interessen des deutschen Kapitals 
herausgestellt. Die derzeitige, den „Part- 
nern“ Gleichberechtigung und Koopera- 
tion suggerierende, jahrzehntelang aber 
auch tatsächlich einräumende Variante 
hat es Deutschland hingegen ermöglicht, 
zusammen mit Frankreich die Führungs- 
macht der EU zu werden, einem imperi- 
alistischen Block mit wachsendem welt- 


Kerneuropastrategien 
des deutschen Kapitals 


Am 24. Januar fand in Köln die jährliche Tagung der Antifaschistischen Nach- 
richten statt. Sie beschäftigte sich in diesem Jahr mit den Themen „EU, ‚Kern- 
europa’ und Osterweiterung”. Wir veröffentlichen im Folgenden das Referat 


un I NATO- Staaten! 


von Frank Pieper, in AN 4-2004 folgt Jörg Kronauers Referat zur EU-Ost- 


erweiterung. 


weiten Einfluss, der trotz interner Reibe- 
reien den USA zunehmend Paroli bieten 
— oder dies doch für die Zukunft in Aus- 
sicht stellen kann. 


EB Kaiserreich 


Die im Kaiserreich üblichen außenpoli- 
tischen Zielstellungen (Erwerb übersee- 
ischer Kolonien und eine Reichsausdeh- 
nung nach Ost- und Südosteuropa) stell- 
ten keine Bündnisstrategie gegenüber 
den Nachbarstaaten dar, denn ihrem 
Charakter nach waren sie gegen genau 
diese Staaten gerichtet. Eine Kräftebün- 
delung oder auch nur einen gemeinsa- 
men Wirtschaftsraum in Zentraleuropa 
hatten die deutschen Expansionisten 


den giohalen 


10 000 protestierten am 7.2.04 in München 
gegen die NATO-Kriegspolitik 


verbaut. Von den relevanten außenpoliti- 
schen Ideen aus beurteilt, erscheint der 
Weg in den 1. Weltkrieg geradlinig. 

Die Vorschläge Walther Rathenaus 
von 1913 klangen da ganz anders (und 
hieran lässt sich der potentielle Nutzen 
bündnisfähiger Mitteleuropastrategien 
erläutern): 

Deutschland mangele es an Rohstof- 
fen, aber auch die Ernährung seiner Be- 
völkerung sei dauerhaft kaum eigenstän- 
dig zu gewährleisten. Andererseits sei 
die Zeit der großen (überseeischen) Er- 
oberungen vorbei. Stattdessen biete sich 
aus deutscher Sicht eine „wirtschaftliche 
Freizügigkeit“ für die „Länder unserer 
europäischen Zone“ an. Solch „eine 
wirtschaftliche Einheit“ könne der 
„amerikanischen ebenbürtig, vielleicht 
überlegen“ sein. Das wirtschaftliche Zu- 
sammenwachsen befördere dann auch 


das politische. Die erwartete deutsche 

Dominanz drückt sich nur ganz neben- 
her aus, wenn es heißt: „Wir brauchen 

Land dieser Erde.“ 

Allerdings war das Kaiserreich auf- 
grund seiner festen Überzeugung von 
der eigenen wirtschaftlichen und militä- 
rischen Superiorität zu solch einer Stra- 
tegie überhaupt nicht in der Lage. Den- 
noch fand sich der Gedanke eines zen- 
traleuropäischen Wirtschaftsraums auf 
vielen Kriegsergebniswunschzetteln — 
wobei auf die Freiwilligkeit des Mittuns 
anderer Staaten verzichtet wurde. Kanz- 
ler Bethmann Hollwegs Punkt 4 der 
Kriegszieldenkschrift ist geeignet, den 
Kontrast zwischen einem sich versöhn- 


lich gebenden und einem aggressiven 


Mitteleuropakonzept zu veranschau- 
lichen: 

„Es ist zu erreichen die Gründung 
eines mitteleuropäischen Wirtschafts- 
verbandes ... Dieser Verband, wohl 
ohne gemeinsame konstitutionelle 
Spitze, unter äußerlicher Gleichberech- 
tigung seiner Mitglieder, aber tatsäch- 
lich unter deutscher Führung, muß die 
wirtschaftliche Vorherrschaft Deutsch- 


} lands über Mitteleuropa stabilisieren.“ 


Da erscheint ein Friedrich Nau- 
mann, der während des Kriegs für eine 
Bündnisstrategie eintrat, geradezu als 
kluger Kopf. 

Auch hier geht es um eine weltpoli- 
tische Machtposition. Im Ringen der 
„Menschheitsgruppen, die über das na- 
tionale Maß hinausgehen, um die Füh- 
rung der Menschheitsgeschicke und um 
den Ertrag der Menschheitsarbeit ... 
meldet sich Mitteleuropa“. Mitteleuropa 
„sollt ihr als eine Einheit denken, als ein 
vielgegliedertes Bruderland, als einen 
Verteidigungsbund, als ein Wirtschafts- 
gebiet!“ 

Selbst regionale Besonderheiten in 
Religions- und Verfassungsfragen wollte 
er akzeptieren. Es gelte die „richtige Mi- 
schung von Einheitszwang und Frei- 
heitsgewährung“ zu finden, aber „der 
Großstaat (erwächst) aus der führenden 
Nation und den begleitenden Völkern“. 

Natürlich ist das in der Zielsetzung 
durchaus nichts anderes als die Absich- 
ten der aggressivsten Teile des deut- 
schen Imperialismus: Die deutsche 
Herrschaft über Europa und vermittels 
dessen über die ganze Welt! Es bietet 
aber den gewünschten „Partnern“ etwas 
an, statt mit kompletter Unterjochung zu 
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drohen. Es ist beweglicher und hätte wo- . 


möglich mehr Erfolg gehabt als die Re- 
gierungspolitik. Aber erklär’ das einer 
mal Willem Zwo! 


BE Weimar und „3. Reich” 


Hier hätte ein modifiziertes Mitteleuro- 
pakonzept einmal die Funktion eines 
Türöffners spielen können, das heißt 
Deutschland wieder zurückzubringen in 
die „Völkergemeinschaft“. Die interna- 
tionale Ächtung nach dem verlorenen 
Weltkrieg hätte Deutschland nur behe- 
ben können mit einer Geste der Schuld- 
einräumung, vor allem aber mit der er- 
klärten Bereitschaft, anderen Europäern 
künftig ein fairer Partner sein zu wollen. 
All das war nach 1918 nicht möglich. 
Nur gezwungenermaßen ertrug man 
„Versailles“. Außenpolitisch orientierte 
man sich nicht auf Ausgleich und Ver- 
ständigung mit den Nachbarn, sondern 
forderte Revanche. 

Entsprechend blieben Mitteleuropa- 
konzepte, die die Freiwilligigkeit einer 
Staaten-Partnerschaft zumindest behaup- 
teten, Randerscheinungen in der Debatte 
und seien daher nur anhand Coudenho- 
ve-Kalergis, des Gründers der „Paneuro- 
päischen Union“, kurz vorgestellt: 

Ansatzpunkt, gewissermaßen auch 
Köder, war ihm (wie der PEU noch heu- 
te) der Antikommunismus. Es drohe 
eine Eroberung durch Rußland. Einzige 
„Rettung: der europäische Zusammen- 
schluß‘; zunächst über einen Zoll- und 
Wirtschaftsverband. 

Erwähnt sei vielleicht noch, dass sich 
in den späten 20ern Vereinigungen bil- 
deten, in denen auch schon von der 
Gründung eines europäischen Kern- 
blocks, der nach und nach andere Staa- 
ten anzöge, fabuliert wurde. Doch die 
politische Gemengelage stand jeglicher 
Realisierung entgegen. 

Dies änderte sich 1933, allerdings 
nicht zugunsten der gemäßigteren Vari- 
anten deutschen Hegemoniestrebens in 
Europa. Die vorbereiteten Mitteleuropa- 
konzepte konnten gut in den deutschen 
Raubkrieg eingebunden werden, insbe- 
sondere die Planer einer deutschen 
Nachkriegsordnung aus den Wirtschafts- 
wissenschaften und den Konzernetagen 
griffen gern auf sie zurück. Und sie hat- 
ten einen Vorteil: Ob die anderen Staa- 
ten mitmachen wollten, wäre im Falle 
eines gewonnenen Krieges komplett ir- 
relevant gewesen. Weitgehend bekannt 
ist die Konzeption der konzentrischen 
Kreise, nach der sich um das ökonomi- 
sche Kernland Deutschland abhängige 
Gebiete legten, denen im Rahmen einer 
großraumwirtschaftlichen Arbeitsteilung 
„Aufgaben zur gemeinschaftlichen Ver- 
sorgung“ zugewiesen würden (Oester- 
held). 

Dass an dieser Großraumwirtschaft 
teilnehmende Staaten nicht irgendwann 
ausscheren würden, wäre nicht allein 
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eine Frage militärischer Macht des „3. 
Reichs“ gewesen, sondern auch der voll- 
ständigen wirtschaftlichen Abhängigkeit 
der einzelnen Nationalökonomien vom 
deutschen Kernland. 


Die Nützlichkeit einer Europapolitik, die 
auf Verständigung setzt, ohne dabei die 
eigenen imperialistischen Interessen aus 
den Augen zu verlieren, zeigt sich an der 
Geschichte der BRD. Man kam aus ei- 
nem Stadium der internationalen Äch- 
tung, wurde rasch als geläuterter Partner 
wieder akzeptiert, erwarb zunehmende 
ökonomische Macht und drang auf mehr 
politischen Einfluss. Spätestens mit dem 
Fall des „Eisernen Vorhangs“ und der 
Annexion der DDR wurden deutsche 
Herrschaftsansprüche zunehmend un- 
missverständlicher angemeldet, insbe- 
sondere da jetzt erst ein eigentliches 
Mitteleuropakonzept wieder möglich 
wurde. Die EU-Erweiterung ist der einst- 
weilige Höhepunkt dieser Entwicklung. 
Im einzelnen: 

Das erste außenpolitische Ziel West- 
deutschlands war es, in die westliche 
„Wertegemeinschaft“ aufgenommen zu 
werden. Dem kam der Kalte Krieg zugu- 
te: Man konnte die BRD als Frontstaat 
gegen den „kommunistischen“ Staaten- 
block brauchen. Somit wurden etliche 
Konsequenzen aus dem 2. Weltkrieg 
schnell beiseite geschoben: Bald hatte 
die BRD wieder eine komplette Großin- 
dustrie, von Entflechtung oder Demono- 
polisierungen war keine Rede mehr, und 
sogar die Remilitarisierung ging nach ei- 
ner Schamfrist durch. Kernstück dieser 
Politik war die Integration der BRD in 
die Gemeinschaft westeuropäischer 
Staaten. Diese Europäer sollten sich zu 
gemeinsamem Vorteil und zur Abwehr 
des Kommunismus zusammentun, dies 
war die neue Europa-Idee. Wenn man so 


will, wurden erstmals die Ideen 
Rathenaus oder Naumanns umge- 
setzt, wenn’s zunächst auch nur 
das halbe Europa sein konnte. 

Die „europäische Idee (hat) ih- 
ren stärksten Rückhalt in der 
Bundesrepublik und im ganzen 
deutschen Volk“, denn darüber 
könne man „der übrigen Welt (...) 
zeigen, daß wir von einem Wahn 
geheilt sind und unsere ganze 
- Sehnsucht danach geht, uns wie- 
der friedlich einzugliedern in den 
Kreis der demokratischen und ge- 
sitteten Welt“. (Erhard) 

Westdeutschland erstarkte ein- 
erseits ökonomisch, wofür der To- 
pos des „Wirtschaftswunders“ 
steht. Zugleich war die BRD nicht 
mehr bloß Bittsteller seinen Nach- 
barn gegen-über, sondern sukzes- 
sive einflussreichere und unver- 
zichtbare Kraft und also selbstver- 
ständlich an der Gründung von 
Montanunion und Europäischer Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG) beteiligt. 

Die EWG erwies sich als das ideale 
Mittel, um den westdeutschen Einfluss 
zu vergrößern. Sie war aber auch der 
Prototyp für ein zu einigendes Europa, 
nur dass Europa bereits an der Elbe end- 
ete. Bereits 1961/62 wurde auf deutsches 
Betreiben versucht, eine politische euro- 
päische Union zu bilden, die neben einer 
Kultur-, v.a. eine gemeinsame Außen- 
und Verteidigungspolitik hätte betreiben 
sollen. Heraus kam der Elysee-Vertrag, 
der Grundstein für die jetzige deutsch- 
französische Achse. 

Nebenbei bemerkt: Die französische 
Haltung zur BRD hatte sich um 180 
Grad gewandelt. Vom Bestreben, 
Deutschland politisch vollständig auszu- 
schalten und wirtschaftlich zu isolieren, 
hin zum ersten Partner in Europa und bei 
den französischen Eigenständigkeitsbe- 
strebungen gegenüber den USA. 

Nach und nach wuchs der westdeut- 
sche Anspruch nicht mehr nur auf Mit- 
sprache, sondern auf eine Führungsrolle. 
Jetzt wollte man mehr. 

„Der Auftrag“ der BRD, so Erhard 
1964, „ist ... auf den ganzen Kontinent“ 
gerichtet. Auf Dauer müsse „Europa“ 
den USA ein „ebenbürtige(r) Partner“ 
werden.Die sozialliberale Koalition be- 
trieb die Adenauer/Erhardsche Europa- 
politik weiter. Zum einen wurde man 
nicht müde, den gleichberechtigten 
Charakter der Zusammenarbeit zu beto- 
nen, zum anderen sollten eigene Ansprü- 
che forciert werden. 

Das Ziel war eine Kräftebündelung, 
um „die Handlungsfähigkeit der Ge- 
meinschaft nach außen (zu) stärken und 
weiter(zu)entwickeln. ... Nur gemeinsam 
kann Europa seine Interessen in der Welt 
wahrnehmen.“ (Genscher) 

Die EWGI/EG hatte noch nicht die 
Kraft, abseits stehende Staaten in ihre 


„Gemeinschaft“ zu zwingen, man musste 
schon etwas bieten. Der größte Erfolg 
dieser Jahre war die Einbeziehung Groß- 
britanniens, Dänemarks und Irlands 
1973. 

Aus dieser Zeit stammen auch die er- 
sten Ansätze einer gemeinsamen Außen- 
politik. Die „Europäische Politische Zu- 
sammenarbeit“ als Institution war dabei 
weniger entscheidend als praktische Ab- 
sprachen zum KSZE-Prozess oder zur 
Nahost-Politik. Aus Äußerungen 
Schmidts und Genschers geht hervor, 
dass die BRD sich bei diesen Entwick- 
lungen als treibende Kraft der EG be- 
trachtete. Es ist zu vermuten, dass sie das 
zurecht tat! 

Neben der Erweiterung der EG 
nach der Gleichung: mehr Staaten 
gleich mehr politisches (und öko- 
nomisches) Gewicht, stand in den 
Folgejahren eine Vertiefung der 
Zusammenarbeit auf dem Plan. En- 
gere Kooperation auch in außer- 
ökonomischen Fragen, dies führte 
zu Maastricht und der Gründung 
der Europäischen Union. 

Dass es dabei um weltpolitischen 
Einfluss ging, mittlerweile auch da- 
rum, den USA gegebenenfalls Pa- 
roli bieten zu können, mögen fol- 
gende nachträgliche Betrachtungen 
Schmidts dokumentieren: 

„Solange Westeuropa sich nicht zu ei- 
nem gesamtstrategischen Entwurf durch- 
ringen und diesen geschlossen vertreten 
kann, wird es immer wieder mit amerika- 
nischen Alleingängen konfrontiert wer- 
den.“ „Weil in den achtziger Jahren der 
(west-) europäische Eini-gungsprozess 
ins Stocken geraten ist, schrumpfte auch 
das weltweite Gewicht Europas. ... Wenn 
es dabei bleiben sollte, werden die Welt- 
mächte uns auch weiterhin dominieren.“ 

Eine neue Situation trat mit dem Ab- 
tritt der einen Weltmacht und der deut- 
schen Vereinigung ein. Für das neue 
Deutschland taten sich unerwartete Mög- 
lichkeiten auf: Der Osten war frei für 
deutsches Kapital! Entsprechend wuch- 
sen deutsche Ansprüche auf weltweiten 
Einfluss, „gestiegene Verantwortung“ 
heißt das üblicherweise. Es traten Ker- 
neuropa-Konzepte auf, die erstaunlich 
ähnlich wie frühere Entwürfe klingen. 

Ich gehe hier nur auf die Fischerrede 
in der Humboldt-Uni des Jahres 2000 
ein, weil der aktuelle Außenminister sei- 
ne Europavision in tatsächliche Politik 
umzusetzen versucht. Nicht verschwie- 
gen werden soll dabei aber, das sehr ähn- 
liche Standpunkte bereits 1994 von 
Schäuble und Lamers für die CDU vor- 
getragen wurden. Was zeigt, dass sich die 
etablierten Parteien in der Europapolitik 
weit einiger sind, als es ihre öffentlichen 
Schaukämpfe glauben machen sollen. Er- 
weiterung einerseits, Festigung und Ver- 
tiefung des Staatenbundes andererseits 
lägen „gerade für Deutschland im ober- 


sten nationalen Interesse“, so Fischer. 
Die Verfestigung Fischerscher Prove- 
nience tendiert zu einem Staat Europa, 
um „den Übergang vom Staatenverbund 
der Union hin zur vollen Parlamentari- 
sierung in einer Europäischen Födera- 
tion..., ein europäisches Parlament und 
eine ebensolche Regierung, die tatsäch- 
lich die gesetzgebende und die exekuti- 
ve Gewalt innerhalb der Föderation aus- 
üben“. Die meisten Parlamentarier wür- 
den natürlich von dem Land mit den 
meisten Einwohnern gestellt. Einstwei- 
len geht es dabei um weitergehende 
Mehrheitsentscheidungen, die auch ge- 
gen nationale Souveräne durchzusetzen 


Karikaturen aus „Aufhör'n! Karikaturen gegen den 
Krieg”, GNN-Verlag Schkeuditz 


seien. Da komme es „ganz entscheidend 
auf Frankreich und Deutschland“ an. 
Und: Entweder machen die kleinen und 
mittleren Staaten dabei mit, oder „eine 
kleine Gruppe von Mitgliedstaaten als 
Avantgarde (wird) diesen Weg voraus- 
gehen, d.h. ein Gravitationszentrum 
„bilden“. Anders ausgedrückt: Die Un- 
willigen würden vom Kern angezogen, 
oder was heißt Gravitation sonst? 

Über die Richtung, in die Europa ge- 
hen soll, besteht mit Frankreich mittler- 
weile Einigkeit (nicht im Detail, Streit- 
punkt hier: Entscheidungen über Minis- 
terrat oder Europaparlament). 

Eine eigenständige Außenpolitik zeig- 
ten die beiden EU-Führungsmächte an- 
lässlich des Irak-Kriegs. Umso schwerer 
wogen da die Solidaritätserklärungen 
v.a. der Beitrittskandidaten mit den 
USA. Deutschland und Frankreich fan- 
den an einem ganz entscheidenden 
Punkt ihrer anvisierten Politik einen un- 
erwarteten Widerspruch. Nur daraus er- 
klärt sich die entlarvende Beschimpfung 
dieser Staaten durch Chirac. 

Aktuell schwankt man zwischen dem 
energischen Vorantreiben der Einigung 
in Fischers Richtung und als Alternative 
dem Aufbau eines Kerneuropas, das zu- 
nächst allein voranschreitet. Das einst- 
weilige Scheitern der europäischen Ver- 
fassung ist für die Bundesregierung ein 
unerwarteter Rückschritt, Fischer droht 
mit Konsequenzen: „Diejenigen, die 


weitergehen wollen ..., werden weiterge- 
hen, wenn die Verfassung scheitert. Sie 
werden es um so entschiedener tun, je 
weniger sie daran glauben, daß dieses 
Europa als Ganzes handlungsfähige 
Strukturen bekommt. Das Kerneuropa, 
von dem ich rede, ist kein Ziel, nur fak- 
tische Konsequenz dessen, was wir zur 
Zeit erleben.“ 


EM Anstelle eines Resümees 


Ich möchte an dieser Stelle keine Bilanz 
ziehen, sondern mit einer kurzen Über- 
legung zur Bedeutung der referierten 
Geschichte schließen. Ich bin durchaus 
der Meinung, dass Fischer und Schäuble 
die genannten Konzeptionen mindestens 
in groben Zügen bekannt sind. Ich glau- 
be aber nicht, dass ihre heutige Politik 
diese einfach adaptiert und nachahmt - 
so ähnlich sich die verschiedenen „Vi- 
sionen“ auch ausnehmen. Nicht Rathe- 
naus, Naumanns und anderer Entwürfe 
sind der Beweggrund der heutigen deut- 
schen Außenpolitik. Eine — wie auch im- 
mer gestaltete — Einbindungspolitik sei- 
nen Nachbarn gegenüber erweitert die 
materielle Basis für das Kapital und 
liegt daher für einen kontinentalen impe- 
rialistischen Staat nahe. Insofern wird 
die jetzige deutsche Außenpolitik nicht 
deshalb verfolgt, weil sie die „traditio- 
nelle deutsche Expansionsrichtung“ ist. 
Diese Richtung wird einzig deshalb ein- 
geschlagen, weil sie Erfolg verspricht. 
Gemachte historische Erfahrungen mit 
einer vergleichbaren politischen Stoß- 
richtung werden von Politik- und Kapi- 
talstrategen zum Zwecke der Verbesse- 
rung, i.S. einer Effektivierung politi- 
scher Vorgehensweisen ausgewertet. 
Absehbare erneute Opfer dieser Politik 
werden billigend in Kauf genommen. 

Unsere Analysen historischer Vorläu- 
fer dienen daher nicht einer „‚Vorhersa- 
ge“ kommender Ereignisse, sondern nüt- 
zen auf andere Weise: Jede Politik heut- 
zutage spricht sich so aus, dass sie in des 
Bürgers Ohren ungefährlich und gemä- 
Bigt, wenn nicht gar humanistisch klingt. 
Das war nicht immer so, manchmal aber 
doch. Während es stets schwierig ist, 
gegenwärtige friedlich klingende Ideolo- 
gien glaubwürdig zu dekonstruieren, ge- 
lingt das bei historischen Vorgängern 
eher — der zeitlichen Distanz, aber auch 
des jeweiligen überprüfbaren Ergebnis- 
ses wegen. 

Antiimperialisten können mittels Ana- 
logieschlusses den heutigen Imperia- 
lismus schärfer analysieren und plausib- 
ler kritisieren. Aber erst, wenn es ge- 
lingt, Erkenntnisse der historischen 
Untersuchung mit aktuellen Ideologien 
und Diskursen, politischen Ereignissen 
und Planungen zu verknüpfen, wäre für 
die Auseinandersetzungen mit dem „ei- 
genen“ Imperialismus, für den Kampf 
gegen Krieg, Ausbeutung und Unterdrü- 
ckung etwas geleistet. al 
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27. Januar: Viele kamen zum Gedenken an die 
Opfer von Zwangssterilisation und „Euthanasie” 


Köln. Seit der 27. Januar natio- 
naler Gedenktag für die Opfer 
des Nationalsozialismus ist, fin- 
det in Köln jedes Jahr eine Gedenk- 
veranstaltung statt, die immer einer 
der vielen Opfergruppen gewidmet 
ist. Mehrere hundert Menschen ka- 
men in diesem Jahr zur Antoniterkir- 
che und zum anschließenden Mahn- 
gang, hörten eine beeindruckende 
Textcollage zum Thema Zwangssterili- 
sation und „Euthanasie“, vorgetragen 
von SchauspielerInnen des Kölner 
Schauspielhauses, und Musikbeiträge 
vom Menschensymphonieorchester, 
einem Orchester von Obdachlosen 
und Berufsmusikern, und der Musik- 
gruppe Diakonie Michaelshoven, in 
der auch Behinderte musizieren. Wir 
dokumentieren Auszüge aus der Rede 
von Peter Liebermann, Vorsitzender 
Verein EL-DE-Haus e.V., auf der Kund- 
gebung am Ende des Mahngangs: 


Wenn wir heute der Opfer der Zwangs- 
sterilisation und der Krankenmorde ge- 
denken — dann gedenken wir Menschen, 
die nicht perfekt, nicht vollkommen, an- 
ders waren. Es sind Menschen, die für 
ihr Andersein körperlich verstümmelt 
oder ermordet wurden. Sie wurden ver- 
gast, totgespritzt, totgeschlagen oder 
man ließ sie schlichtweg verhungern. 
Dieses als Euthanasie zu bezeichnen ist 
ein Euphemismus, es war und ist kein 
schöner Tod, den sie erlitten. 
Rassenhygienisches Gedankengut ist 
keine nationalsozialistische Erfindung. 
Die Auseinandersetzung um wertes und 
minderwertiges bzw. unwertes Leben 
fand auf breiter Ebene statt, es war ein 
Diskurs, der nicht auf den Wissen- 
schaftsbereich beschränkt war. Der da- 
malige Mainstream des späten 19. und 
beginnenden 20 Jahrhunderts vertrat klar 
die Position, dass der gesunde Volkskör- 
per vor dem ungesunden zu schützen sei. 
Ihm zugrunde lag die sozialdarwinistisch 
geprägte Vorstellung, demzufolge das 
Gesellschaftsgeschehen auf Naturgeset- 
zen beruhte. Demnach war der Fort- 
schritt in der menschlichen Entwicklung 
davon abhängig, dass das Selektions- 
prinzip in der Gesellschaft zum Tragen 
kam. Der Wert des Menschenlebens wur- 
de gegenüber der zur höheren Seinsstufe 
erklärten „Volksgemeinschaft“ relati- 
viert. In der rassenhygienischen Pro- 
grammatik kam zunächst dem Konzept 
der Asylierung, ungleich größeres Ge- 
wicht zu als der Forderung nach Eutha- 
nasie. Absonderung und Unfruchtbarma- 
chung schienen — auf lange Sicht gese- 
hen — die „Ausmerze minderwertigen 
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Erbgutes“ ebenso zuverlässig zu gewähr- 
leisten wie die „erbpflegerisch angezeig- 
te Kindestötung“. 

1920 forderten der Jurist Karl Binding 
und der Psychiater Alfred Hoche in einer 
Veröffentlichung die Freigabe der „Ver- 
nichtung lebensunwerten Lebens“ .Sie 
schlugen vor, etwa 3000 bis 4000 „gei- 
stig Tote“ unter den Insassen der deut- 
schen Heil- und Pflegeanstalten zu töten, 
da die volkswirtschaftliche Belastung, 
die mit der Verwahrung dieser „Ballast- 
existenzen“ verbunden war, untragbar 
sei. 

Noch in der Weimarer Republik war 
es der Initiative der Rassenhygieniker 
und der mit ihnen verbündeten Psychia- 
ter zu verdanken, dass der Ausschuss für 
Bevölkerungswesen und Eugenik des 
Preußischen Landesgesundheitsrates im 
Jahre 1932 den Entwurf zu einem Sterili- 
sierungsgesetz vorlegte, der zur Grund- 
lage des ein Jahr später verabschiedeten 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses wurde. 

Der Kölner Beigeordnete für das Ge- 
sundheitswesen Dr. Carl Coerper organi- 
sierte aktiv seit seinem Amtsantritt 1926 
die Aufgaben des Kölner Gesundheits- 
amtes nach rassehygienischen Gesichts- 
punkten. Von daher war es nicht weiter 
verwunderlich, dass er nach 1933 weiter 
im Amt bleiben konnte und die neuen ge- 
setzlichen Grundlagen begrüßte. Ledig- 
lich ein Mitarbeiter des Gesundheitsam- 
tes, Dr. Vonessen, weigerte sich aktiv an 
der Umsetzung des Sterilisationsgesetzes 
zu beteiligen. Das trug ihm den Verlust 
seiner Stelle ein. Auf der Grundlage des 
Gesetzes wurden in den Jahren von 1934 
bis 1945 etwa 400000 Menschen un- 
fruchtbar gemacht, wobei etwa 5000 bis 
6000 Frauen und 600 Männer zu Tode 


kamen. Alleine in Köln wurden über 
4000 Menschen zwangssterilisiert. Eine 
wesentliche Vorbereitung stellte dafür 
die zentral beim Gesundheitsamt geführ- 
te Erbgesundheitskartei dar, in der Mitte 
1942 bereits 400.000 Kölnerinnen und 
Kölner erfasst waren. Von den Schulein- 
gangsuntersuchungen über die erbbiolo- 
gische Untersuchung zum Zwecke des 
Studiums bis hin zu den diversen Kar- 
teien der einzelnen Bereiche des Ge- 
sundheitsamtes (Prostituiertenkartei, 
Tbc, Krebserkrankungen) wurde alles er- 
fasst und steuernd eingegriffen nach den 
von Coerper im Sinne der sozialbiologi- 
schen Prognose formulierten Kriterien. 
Dies bedeutete Leistungsgewährung 
oder Leistungsentzug oder Zwangssteri- 
lisation. Hier verknüpfte sich aufs sicht- 
barste die Verbindung von Rassenhygie- 
ne und sozialpolitischer Steuerung. 

Die Gesundheitspolitik im Nationalso- 
zialismus radikalisierte sich immer wei- 
ter bis hin zur „Euthanasie“. Im Sinne 
von „Vernichtung lebensunwerten Le- 
bens“ meinte „Euthanasie“ die Tötung 
schwacher und kranker, körperlich miss- 
gebildeter und geistig behinderter Neu- 
geborener, verstanden als Maßnahme zur 
Erbpflege, die Tötung von unheilbar 
Kranken und Behinderten aus Mitleid 
sowie die Tötung der in psychiatrischen 
Institutionen untergebrachten Langzeit- 
patienten, aus Gründen der Kostener- 
sparnis. 

... Zwischen Januar 1940 und August 
1941 wurden im Zuge der „Erwachse- 
neneuthanasie“, in sechs mit Gaskam- 
mern ausgerüsteten Tötungsanstalten — 
Grafeneck, Brandenburg, Hartheim, 
Sonnenstein, Bernburg und Hadamar — 
insgesamt über 70000 Insassen von Heil- 
und Pflegeanstalten ermordet. 


Zur Durchführung der „Kindereutha- 
nasie „wurden mindestens 5000 behin- 
derte Klein-Kinder durch überdosierte 
Medikamentengaben oder Verhungern 
lassen umgebracht. 

Im Zeitraum vom April 1941 bis zum 
Dezember 1944 wurden in den Gaskam- 
mern der Tötungsanstalten Sonnenstein, 
Bernburg und Hartheim unter der Tarn- 
bezeichnung „Sonderbehandlung 14f13“ 
mindestens 20000 KZ-Häftlinge, die als 
arbeitsunfähig oder „gemeinschafts- 
fremd“ ausgesondert worden waren, er- 
mordet. 

Nach dem von Hitler verfügten Stopp 
der „Aktion T4“, wurde der Euthanasie- 
apparat teilweise an den SS/SD/RSHA- 
Komplex abgetreten, um die „Endlösung 
der Judenfrage“ in Angriff zu nehmen. In 
den Zeitraum zwischen November 1941 
und Juni 1943 fiel die Phase der „wilden 
Euthanasie“, bei der in etwa 30 Heil- und 
Pflegeanstalten innerhalb der Grenzen 
des Deutschen Reiches, aber auch in den 
besetzten Gebieten Polens psychiatrische 
Patienten — nunmehr durch überdosierte 
Medikamentengaben und Nahrungsmit- 
telentzug — im normalen Anstaltsbetrieb 
getötet wurden. ... Im Zusammenhang 
mit der Verschärfung des Luftkrieges 
über Deutschland erfolgte um die Jahres- 
mitte 1943 eine Reinstitutionalisierung 
der „Euthanasieaktion“, die als „Aktion 
Brandt“ bezeichnet wurde. Dabei diente 
die Räumung von Heil- und Pflegean- 
stalten, die als Ausweichkrankenhäuser 
genutzt wurden, als Vorwand für die 
Wiederaufnahme der Sammeltransporte 
in die Zentren der „wilden Euthanasie“., 
Nach dem August 1941 kamen vorsichti- 
gen Schätzungen zufolge nochmals min- 
destens 30 000 Insassen von Heil- und 
Pflegeanstalten im Rahmen des Euthana- 
sieprogramms ums Leben. 

.. Dazu ein Beispiel aus Köln. Nach 
den schweren Bombenangriffen im Mai 
1942 wurde von Seiten der Stadtverwal- 
tung die unzureichende Versorgung für 
körperlich Kranke problematisiert. Als 
Ausweichmöglichkeit bot sich der Kom- 
plex der Riehler Heimstätten an, der aller- 
dings noch mit alten Menschen belegt 
war. Für diese bot sich die Anstalt Klos- 
terhoven bei Zülpich an, allerdings war 
die Einrichtung mit weiblichen psychisch 
Kranken belegt. Diese wurden nach Ha- 
damar gebracht und ermordet. Die Kosten 
für Transport und Aufenthalt in Hadamar 
wurden der Stadt Köln in Rechnung ge- 
stellt, wobei sich zwischen Wohlfahrtsamt 
und Gesundheitsamt eine Auseinanderset- 
zung entwickelte, welches Dezernat die 
Kosten zu verbuchen hatte. 

... Nach 1945 fand sich über lange Zeit 
eine Kontinuität in der Haltung gegen- 
über psychisch Kranken. So votierte die 
Medizinische Fakultät in Köln 1946 für 
Aufrechterhaltung der Sterilisation. So 
argumentierte der nicht entlassene Do- 
zent für Anthropologie, Erbbiologie und 
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Rassenhygiene Dr. habil Bauermeister: 
„Das infrage stehende Gesetz kann zwar 
keineswegs als das wichtigste angesehen 
werden, doch kommt ihm heute eher eine 
gesteigerte Bedeutung zu, da der uns ver- 
bliebene Lebensraum nicht reicht.“ 

Das Verbrechen der Zwangssterilisa- 
tion wie auch das Verbrechen der Kran- 
kenmorde wurde nach 1945 nicht als 
spezifisches nationalsozialistisches Un- 
recht gewertet. Damit blieben die Opfer 
bzw. ihre Angehörigen von Entschädi- 
gungsleistungen ausgeschlossen, Opfer 
2. Klasse. Erst ab 1980 wurden Härte- 
leistungen gewährt und später die Äch- 
tung des GZVEn beschlossen, aber bis 
heute nicht aufgehoben. Den überleben- 
den Zwangssterilisierten werden monat- 
liche Beträge von 60,-€ zur Verfügung 
gestellt. 

Die Aufarbeitung dieses Themenkom- 
plexes für Köln ist noch immer nicht 
ausreichend. Während die Kliniken des 
Landschaftsverbands Rheinland seit 
mehr als zwanzig Jahren die Erforschung 
ihrer Geschichte in der NS-Zeit betrei- 


ben, tun sich andere Träger schwerer. 
Das Alexianer-Krankenhaus stellt sich 
nicht seiner Verantwortung, auch das 
Evangelische Krankenhaus im Weyertal, 
wo Sterilisationen durchgeführt wurden, 
möchte keine öffentliche Erinnerung. 
Dagegen gibt es beispielhaft am Kölner 
Gesundheitsamt eine Gedenktafel, mei- 
nes Wissens die einzige bundesweit. 
Wachsam sollten wir sein, insbesonde- 
re, wenn sich im sozialpolitischen Be- 
reich Veränderungen abzeichnen, die auf 
den Ausschluss der „Unproduktiven“ 
hindeuten, misstrauisch, wenn sich Ge- 
setze zur Euthanasie in Belgien und den 
Niederlanden finden, aufmerksam, wenn 
mit Hilfe von Präimplementationsdiag- 
nostik wie auch der Forschung an Em- 
bryonen wieder möglicherweise die Fra- 
ge nach unwertem Leben gestellt wird. 
Wenn wir die Lehren aus dem Um- 
gang mit den sozial Schwachen, körper- 
lich oder seelisch Kranken ernst nehmen, 
dann gilt es heute konsequent zu sein in 
der Verantwortung für den Anderen, in 
der Unterstützung, im Schutz. 8 
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Demonstration gegen 
Nazimord in Gera 


GERA. Am 1. Februar 2004 demonstrier- 
ten rund 250 AntifaschistInnen unter 
dem Motto „Naziterror stoppen — Wan- 
delt Wut und Trauer in Widerstand“ 
durch die Geraer Innenstadt und den 
Stadtteil Bieblach-Ost. Lautstark wurde 
auf rechte Aktivitäten in Gera und die 
Notwendigkeit antifaschistischer Struk- 
turen hingewiesen. In Bieblach-Ost wur- 
de dem Opfer gedacht und Blumen und 
Kerzen am Tatort niedergelegt. Die De- 
monstration der Antifaschistischen Ak- 
tion Gera AAG war Teil der Reaktion auf 
den Nazimord an einem 27-jährigen 
„Spätaussiedler“. Dieser wurde in der 
Nacht zum 21. Januar von vier jungen 
Nazis aus Gera und Umgebung brutal er- 
mordet. Die Jugendlichen Christopher 
Haugk (14 Jahre, genannt „Keule“), 
Martin Fischer (16), Denny B. (18) und 
Enrico W. (19) sind nach mehreren Zeu- 
genaussagen eindeutig der rechten Szene 
zuzurechnen. 

Begleitet wurde die Gedenkdemonstra- 
tion durch ein martialisches Polizeiauf- 
gebot. Faschisten konnten die Demo 
durchlaufen, die Polizei reagierte auf Be- 
schwerden mit Sätzen wie „was sollen 
wir denn dagegen machen.“ Es kam zu 
drei Festnahmen von DemonstrantInnen 
durch die Polizei, unter anderem wegen 
dem Tragen eines Nietenarmbands. 

In einem Interview mit dem Tages- 
spiegel räumte Oberstaatsanwalt Ralf 
Mohrmann inzwischen ein, dass es eine 
„Denkmöglichkeit“ sei, dass Oleg er- 
mordet wurde, weil er „Spätaussiedler‘“ 
war. Trotzdem wird die politische Linke 
in Gera als Nestbeschmutzer hingestellt. 
Der Chefredakteur der Ostthüringer Zei- 
tung, Uwe Müller, befürchtete in einem 
Interview mit Polizeidirektor Lothar Kis- 
sel, dass die AAG dem Mord einen „poli- 
tischen Stempel aufdrücken“ würde. 

Die Wirklichkeit sieht anders aus: Die 
Faschisten sind akzeptierter Teil des 
Stadtbildesin Gera, in und um Gera sind 
die aktivsten Nazi-Versände ansässig, es 
gibt mehrere rechte Geschäfte in der 
Stadt, Konzerte mit eindeutig bekennen- 
den Nazibands, die oftmals direkt aus 
Gera kommen, finden verstärkt in, und 
den Dörfern um Gera statt, werden teil- 
weise sogar mitten in der Innenstadt ab- 
gehalten (NPD-Open Air, Nazikonzert 
im Südbahnhof) usw. Erst Anfang letzten 
Jahres wurden Molotow-Cocktails auf 
das AsylbewerberInnenheim im nahe ge- 
legenen Greiz geworfen, wobei zum 
Glück Schlimmeres verhindert werden 
konnte. Im asiatischen Raum warnen 
Reisebüros davor, nach Gera zu reisen. 

Eine Sprecherin der AAG: „Wir sind 
schockiert über die Kriminalisierung un- 
seres antifaschistischen Engagements. 
Wir weisen noch einmal darauf hin, dass 
wir es zutiefst verurteilen, dass ein Poli- 
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zeidirektor in einem Interview 
die Menschen dazu aufforder- 
te, einer antifaschistischen 
Gedenkdemonstration fernzu- 
bleiben und der OB im Nach- 
hinein unser Anliegen verun- 
glimpft. Dies ist mehr als ein 
Skandal, dies ist offensichtli- 
che Hetze gegen antifaschisti- 
sches Engagement.“ 
Mehr Infos bei Antifaschis- 
tische Aktion Gera [AAG], 
aag@antifa.net, 
http://aag.antifa.ner MM 


Schwäbisch Hall 
lässt sich nicht 
erpressen! 


ScCHwÄBISCH HALL. In einem 
„Offenen Brief“ an den Ober- 
bürgermeister und den Haller 
Gemeinderat forderten zwei 
einschlägig bekannte Neona- 
zis — Günther Deckert (Ex- 
NPD-Bundesvorsitzender) 
und Lars Käppler (Volksge- 
meinschaft) — Ende 2003 die 
Streichung des Vereinszuschusses an das 
soziokulturelle Zentrum Club alpha 60. 
In erpresserischer Manier drohten sie: 
„Sollten sie (der Gemeinderat) nicht zu 
einer anderen Einsicht kommen, dann 
kommen wir immer wieder mit Demon- 
strationen und Kundgebungen ... Häm- 
mern, Hämmern - bis der Nagel sitzt!“ 
Der Gemeinderat hat sich der unver- 
schämten und erpresserischen Forderung 
der Nazis allerdings nicht gebeugt. 
Offensichtlich haben die Aufmärsche 
in Hall im Zusammenhang mit der Wehr- 
machtsausstellung die Neonazis ermu- 
tigt, mit welch geringem Aufwand man 
eine Stadt terrorisieren kann, sogar mit 
Polizeischutz und richterlichem Be- 
schluss in der Tasche. Jetzt haben sie für 
den 6. März erneut bundesweit nach 
Schwäbisch Hall zu einem Marsch auf- 
gerufen. Ihr Schlachtruf im Internet: 
„Multi-Kulti-Diktat in Hall brechen!“ 
Neonazi Christian Worch will neben 
Günther Deckert und Lars Käppler in 
Schwäbisch Hall sprechen. 
AntifaschistInnen aus Schwäbisch 
Hall rufen zu einer Gegendemonstration 
auf. = 


NPD verliert Landesvorsit- 
zenden und Kreisverband 


BRANDENBURG. Die NPD hat am 
16.1.2004 ihren brandenburgischen Lan- 
desvorsitzenden und den Kreisverband 
Prignitz-Ruppin verloren. Der Landes- 
vorsitzende Mario Schulz verließ zusam- 
men mit einer Reihe von Gesinnungsge- 
nossen die rechtsextreme Partei, weil sie 
seiner Ansicht nach programmatische 
Grundsätze verraten habe. Vier weitere 
Vorstandsmitglieder des Landesverban- 


des Berlin-Brandenburg der NPD sagten 
sich von der Partei los, darunter auch der 


Wittstocker Stadtverordnete Mathias 
Wirth. Die Abtrünnigen wollen eine radi- 
kalere bundesweite Organisation grün- 
den. Auslöser der Austrittsbewegung war 
die Kandidatur des gebürtigen Bosniers 
Safet Babic, der deutscher Staatsbürger 
ist, für die NPD zur Europawahl. Der 
NPD-Bundesvorstand will sich offenbar 
vorsichtig gegenüber rechtsextremen 
Kräften nichtdeutscher Herkunft öffnen. 

Das kritisieren die NPD-Hardliner. 
Mario Schulz erklärte: „Da sich die NPD 
offenbar vom Grundsatz ‚Deutscher ist, 
wer deutschen Blutes ist‘ verabschiedet, 
hat sie ihr Existenzrecht verloren und 
reiht sich ein bei den Feinden unseres 
Volkes.“ 

Damit berief sich Schulz auf das Par- 
teiprogramm der NSDAP von 1920, in 
dem es hieß: „Staatsbürger kann nur 
sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse 
kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, 
ohne Rücksichtnahme auf Konfession. 
Kein Jude kann daher Volksgenosse 
sein.“ 

Mario Schulz wie auch Mathias Wirth 
wollen ihre Kommunalmandate behal- 
ten. Künftig wollen sie als Vertreter einer 
„Bewegung neue Ordnung“ (BNO) fir- 
mieren, in der sich die „aktivsten NPD- 
Mitglieder zusammenfinden“ sollen. 
Ende Januar soll diese Gruppe als 
bundesweite Organisation aus der Taufe 
gehoben werden. Mit der Deklarierung 
der NPD als „Feinde unseres Volkes“ 
dürfte sich die Schulz-Truppe jedoch 
schwer tun in ihrem Bemühen, eine wei- 
tere Organisation von bundesweiter Be- 
deutung aufzubauen. 

idgr - 19. Januar 2004 I 
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“ Der Fall Aamir Ageeb: 
: Der Prozess gegen 
BGS-Beamte hat begonnen 
FRANKFURT. Im Fall des bei einer Ab- 
schiebung am 28. Mai 1999 in der Obhut 
des Bundesgrenzschutzes zu Tode ge- 
kommenen Aamir Ageeb hat nun endlich 
am 2. Februar 2004 die Hauptverhand- 
lung begonnen. Von Seiten des BGS war 
bei seiner Abschiebung eine Vielzahl von 
Zwangsmitteln — von Fesseln bis zum 
Motorradhelm - eingesetzt worden. 

Beim ersten Verhandlungstermin woll- 
ten die drei Beamten, die weiter im 
Dienst sind, noch keine Angaben zu dem 
Vorfall machen. Der BGS habe ihnen 
noch keine Aussagegenehmigung erteilt. 

Bereits am ersten Tag ging es um die 
Kernfrage in diesem Verfahren, nämlich, 
ob die Polizisten hätten wissen müssen, 
wie gefährlich ihre Methoden waren. 
Ageeb war mit Plastikfesseln und Klett- 
bändern gefesselt worden, nachdem er 
Widerstand angekündigt und ausgeübt 
hatte. Als er im Flugzeug zu schreien an- 
fing, drückten die Beamten ihm den 
Oberkörper auf die Knie; daran erstickte 
er. Mehrere Hilfsorganisationen, darunter 
Pro Asyl, hatten kritisiert, dass zwischen 
dem Vorfall und dem Prozessbeginn fast 
fünf Jahre vergingen. Es sei nun schwie- 
rig, die Kette der Verantwortlichkeiten zu 
rekonstruieren. In der Tat sagten mehrere 
Zeugen am ersten Prozesstag aus, an Ein- 
zelheiten erinnerten sie sich nun nicht 
mehr. Bei den Zeugen handelte es sich 
durchgehend um Kollegen der Angeklag- 
ten. Sie waren erkennbar bemüht, sich zu- 
rückhaltend zu äußern. Auf die Frage von 
Nebenkläger-Vertreter Dieter Kornblum, 
ob eine Fesselung wie die von Ageeb 
beim BGS üblich gewesen sei, antwortete 
zum Beispiel der Beamte F.: „Weiß ich 
nicht. Ist zu lange her.“ Als Kornblum 
auch mit Nachfragen nicht weiterkam, 
zog er das Fazit: „Sie wollen nicht ant- 
worten.“ Der Beamte D. wiederum ant- 
wortete auf die Frage, ob das Niederdrü- 
cken des Oberkörpers beim BGS eine üb- 
liche Methode gewesen sei: „Es haben 
auf jeden Fall viele getan.‘ Darüber sei 
auch unter den Kollegen gesprochen wor- 
den. Der Beamte P. sagte zur selben Fra- 
ge: „Das ist Spekulation. Es wird viel er- 
zählt. Und viel gelogen.“ Alle Zeugen ga- 
ben jedoch an, auf die Gefährlichkeit der 
Methode nie hingewiesen worden zu sein. 
Auch habe es nie Abschiebe-Schulungen 
gegeben. Alle bestritten auch, ein BGS- 
Merkblatt von 1998 gekannt zu haben, 
das den Einsatz von Plastikfesseln in 
Flugzeugen verbietet. 

Anberaumt sind mehrere Verhand- 
lungstermine vor dem Amtsgericht Frank- 
furt/M., Gerichtsstr. 2, jeweils montags 
und mittwochs ab 9.00 Uhr. Gebäude E, 
Raum 11. www.aamir-ageeb.de.vu 


Demonstration von ‚kein mensch ist illegal‘: „Keine Massenunterkunft in der Pallenberg- 
straße - Menschenwürdige Unterkünfte für Alle” am Samstag, 7.2. in Köln-Weidenpesch. 
Gefordert wurde die Umsetzung des Ratsbeschlusses auf dezentrale Unterbringung 


Asylbewerberzahlen auf 


niedrigstem Stand seit 1984 
BERLIN. Im Jahr 2003 haben 50.563 Per- 
sonen in Deutschland Asyl beantragt. 
Die Anzahl der Asylbewerber ist damit 
auch im Jahr 2003 deutlich zurückgegan- 
gen. Gegenüber dem Vorjahr (71.127 
Anträge) sank die Zahl der Asylanträge 
um 20.564 Personen oder 28,9 Prozent. 
So die neuesten Zahlen des Bundesin- 
nenministeriums. Otto Schily erklärte 
dazu: „Erfreulicherweise ist die Zahl der 
Asylbewerber 2003 im Vergleich zum 
Vorjahr deutlich zurückgegangen. Damit 
setzt sich ein Trend kontinuierlich rück- 
läufiger Bewerberzahlen fort, der im Jahr 
1993 mit dem Asylkompromiss seinen 
Ausgang nahm. Die Asylbewerberzahl 
ist auf dem niedrigsten Stand seit 1984. 
Diese positive Entwicklung wird die lau- 
fenden Verhandlungen zum Zuwande- 
rungsgesetz sicherlich erleichtern. Ich 
bin zuversichtlich, dass die Union ihre 
bisherige Blockadehaltung aufgeben und 
der von der Bundesregierung vorgeleg- 
ten dringend notwendigen Modernisie- 
rung des deutschen Ausländerrechtes zu- 
stimmen wird. 

Das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge hat 2003 in 1,6 
Prozent aller insgesamt 93.885 getroffe- 
nen Entscheidungen eine Asylanerken- 
nung ausgesprochen und in 1,7 Prozent 
der Entscheidungen Abschiebungsschutz 
nach $ 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes 
gewährt. Dabei gingen die Zugänge aus 
neun der zehn Hauptherkunftsstaaten zu- 
meist deutlich zurück. So kamen z.B. aus 
dem Irak 6.392 und aus der Türkei 3.274 
Asylsuchende weniger nach Deutschland 
als im Jahr 2002. 

Bemerkenswert ist, dass sich die Zahl 
der Asylbewerber aus Afghanistan wie 
schon im Vorjahr erneut etwa halbiert 
hat. Diese positive Entwicklung ist ins- 
besondere auf das stabilisierende Enga- 
gement Deutschlands in dieser Krisenre- 
gion zurückzuführen.“ 


Die Genugtuung über die rigorose Ab- 
schottungspolitik der Bundesregierung, 
die aus diesen Worten spricht, ist kaum 
zu überbieten. 

Bundesministerium des Innern 
http://www.bmi.bund.de I 


Zentrale Asyl-Anlaufstelle 
in der EU gefordert 


Dustin. Anlässlich des EU-Innenminis- 
ter-Treffens in Dublin hat UN-Flücht- 
lingshochkommissar Ruud Lubbers die 
Einrichtung einer zentralen EU-Asyl- 
Agentur gefordert. Zur Begründung 
führte er an, einige der neuen künftigen 
EU-Staaten hätten derzeit nur 15-20 Mit- 
arbeiter, die über Asylanträge entschie- 
den, nach der EU-Erweiterung sei in die- 
sen Staaten mit einem Kollaps des Asyl- 
wesens zu rechnen. 

Sorge machte den Ministern allerdings 
eher, wie die Abschottung der EU weiter 
vorangetrieben werden kann. So verein- 
barte man, die gemeinsame Abschiebung 
abgelehnter Asylbewerber mit speziellen 
Charterflügen verstärkt fortzusetzen. Die 
Türkei wurde aufgefordert, ein Rücknah- 
meabkommen für türkische Flüchtlinge 
mit der EU abzuschließen. In dieser Fra- 
ge machte vor allem Schily Druck: Wenn 
Staaten ihre internationalen Verpflich- 
tungen missachteten und die Rücknahme 
ihrer Staatsangehörigen verweigerten, 
müsse an Sanktionen gedacht werden. 
Man solle bei der Türkei keine Illusionen 
über den EU-Beitritt schüren. Schily 
wandte sich ausdrücklich gegen eine 
Teilnahme der Türkei an EU-Minister- 
treffen. Als eine größere Aufgabe, die die 
EU gemeinsam angehen müsse, bezeich- 
nete Schily die Rückführung afghani- 
scher Kriegsflüchtlinge. Wenn man deut- 
sche Polizisten, Soldaten und Angehöri- 
gen von Hilfsorganisationen den Aufent- 
halt in Afghanistan zumuten könne, dann 
auch afghanischen Staatsbürgern. 

Quelle: FR 23.1.2004 - u.b. 


»antifaschistische nachrichten 3-2004 11 


„Auf einmal bist Du Türkin.” 
Duisgurc. Die Zukunft hatte sich Fa- 
riha ganz anders vorgestellt. Vor über 
16 Jahren reiste die heute 21 jährige 
Sozialwissenschaftsstudentin der Uni 
Duisburg mit ihren Eltern vom Liba- 
non über die Türkei nach Deutschland 
ein, um hier Asyl zu beantragen. Im 
Libanon war Bürgerkrieg, ihre Eltern 
konnten weder schreiben noch lesen, 
nur mit viel Glück gelang ihnen die 
Flucht in die Türkei. Dort kaufte Fari- 
has Vater türkische Pässe, um nach 
Deutschland zu gelangen, libanesische 
Dokumente besaßen sie nicht. Sofort 
nach ihrer Flucht gaben die El-Zeins 
zu, mit falscher Identität eingereist zu 
sein. 

Der Asylantrag der Familie wurde 
bereits 1990 abgelehnt, trotzdem beka- 
men sie als libanesische Flüchtlinge 
Abschiebeschutz und eine Aufenthalts- 
erlaubnis. Seit drei Jahren bekommt 
die Familie El-Zein nur noch eine je- 
weils dreimonatige Duldung. 

Im November 2003 erhalten Fariha, 
ihre neun Geschwister, 4 bis 27 Jahre 
alt, die z.T. hier geboren sind und ihre 
Eltern die Aufforderung zur freiwilli- 
gen Ausreise und zwar in die Türkei. 

Am Montag, den 26.1.2004 zwingt 
die Ausländerbehörde Solingen die Fa- 
milie El-Zein die türkische Staatsange- 
hörigkeit anzunehmen und stellt ihnen 
eine neue dreimonatige Duldung unter 
dem türkischen Familiennamen Ertem 
aus. Ansonsten droht ihnen als Illegale 
die sofortige Abschiebehaft. 

Am 6. April 2004 beginnt - nach 
über einem Jahrzehnt - ein Verfahren 
gegen Farihas Vater vor dem Amtsge- 
richt Solingen wegen Verstoß gegen 
das Ausländergesetz. Vorwurf ist „die 
Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland mit gefälschten Pässen“. 
Nach 16 Jahren soll hier eine Familie, 
darunter sechs Kinder, die hier geboren 
sind, in ein Land abgeschoben werden, 
wo noch nicht mal die Eltern herkom- 
men. 

Laut dem antirassistischen Netzwerk 
kein mensch ist illegal laufen zur Zeit 
bundesweit die Bemühungen der Aus- 
länderbehörden libanesische Bürger- 
kriegsflüchtlinge, die meistens seit 
über zehn Jahren in Deutschland leben 
und mit anderer Identität eingereist 
sind, abzuschieben. Die Türkei erweist 
sich da als williger Partner. 

Antirassistische Gruppen, verschie- 
dene ASten der NRW Hochschulen 
und FlüchtlingsunterstützInnen rufen 
zu Protestaktionen gegen die Abschie- 
bung von Familie El-Zein und anderer 
betroffener Familien auf und fordern: 
Ein Bleiberecht für Bürgerkriegs- 
flüchtlinge aus dem Libanon! 

Multikultur- und Antifareferat 
der Heinrich-Heine Universität 
Duisburg I 
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„Neudefinition des Laizismus” von 
oben - Positionen, Kritik, Debatte 


FRANKREICH. Bezüglich des neuen 
Gesetzes zum Laizismus warnen ei- 
_ nige Beobachter davor, dass die Ein- 
wanderungsbevölkerung muslimischer 
Herkunft sich in besonderer Weise stigmati- 
siert fühlen könne. Tatsächlich dürfte dieser 
Bevölkerungsteil mit Abstand am stärksten 
betroffen sein. Denn jüdische Jugendliche, 
die eine Kippa tragen, besuchen ohnehin 
meist konfessionelle Privatschulen, deren 
Netz vor allem im Einzugsraum Paris mitt- 
lerweile ziemlich dicht gewoben ist. (Aller- 
dings zeigen manche von ihnen sich auf- 
grund der Übergriffe und Gewalttaten, die 
sich seit dem Jahr 2000 häufen, auf der Stra- 
ße eher mit Baseballkappe als mit einer 
Kippa.) 

Und für die Sprösslinge aus streng katho- 
lischen Familien gibt es die nach wie vor 
katholisch geprägten Privatschulen, die 
nach dem Gesetz von 1905 erhalten blie- 
ben. Sie sind in den letzten Jahrzehnten zu 
einem Art Elitezweig des gesamten Schul- 
systems mutiert, während sie zugleich im- 
mer noch öffentliche Subventionen erhal- 
ten. 1984 wollte eine sozialdemokratische 
Regierung diese Subventionen einschrän- 
ken, sah sich jedoch mit einer massenhaften 
Mobilisierung der konservativen Rechten 
und der extremen Rechten konfrontiert. Un- 
gefähr 20 Prozent eines Jahrgangs besuchen 
diese, als privilegiert geltenden Privatschu- 
len. In ihnen wird auch künftig das (neue) 
Gesetz zum Laizismus nicht gelten. Des- 
wegen schicken auch manche, besser begü- 
terten, muslimische Eltern ihre Zöglinge auf 
solche Schulen, wo in der Regel das Able- 
gen des Kopftuchs nicht gefordert wird. 

Seitens der Linken gilt vor allem die Auf- 
rechterhaltung der Privilegien dieses Schul- 
zweigs als Widerspruch dazu, dass gleich- 
zeitig neue Bestimmungen zur Verstärkung 
des laizistischen Staatscharakters erlassen 
werden. Insofern, und weil für die Departe- 
ments im Elsass und in Lothringen nach wie 
vor die Trennung zwischen Kirche und 
Staat nicht gilt (sie haben nach der Wieder- 
angliederung an Frankreich 1918 die alten 
Regeln aus der Zeit ihrer Zugehörigkeit, 
d.h. das Konkordat mit der Kirche, beibe- 
halten) gilt der staatliche Laizismus als min- 
destens inkonsequent. 

Manche KritikerInnen des neuen Geset- 
zes hatten im Vorfeld moniert, es werde oh- 
nehin nur dazu führen, dass auch die musli- 
mischen Familien verstärkt die Privatschu- 
len in Anspruch nehmen oder auch eigene, 
islamische Privatschulen gründen würden. 
Dagegen spricht allerdings ein materieller 
Grund: Aufgrund ihrer Position in der Ge- 
sellschaft haben die meisten Einwanderer- 
familien aus muslimischen Ländern 
schlicht und einfach nicht die finanziellen 
Mittel dazu. Denn die Einschreibung in Pri- 
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vatschulen kostet Geld. Insofern zieht das 
(Gegen-)Argument, das kommende Gesetz 
führe als Nebeneffekt zur Vermehrung isla- 
mischer Schulen, an dem Punkt nicht so 
richtig. 

1. Argumente der KritikerInnen 


Als Hauptargument der KritikerInnen bleibt 
eine befürchtete Stigmatisierung der Ein- 
wandererbevölkerung, auch wenn sie vor- 
wiegend subjektiv so erlebt werde. So zi- 
tiert „Le Monde“ (vom 19. Dezember) 
Stimmen von Angehörigen der immigranti- 
schen Mittelschicht, die muslimischer Her- 
kunft sind, jedoch keinen sehr religiös ge- 
prägten Lebenswandel betreiben. Den isla- 
mischen Fundamentalisten ausgesprochen 
fern stehend, sehen sie sich dennoch poten- 
ziell „stigmatisiert‘“ und in die Notwendig- 
keit, den Islam zu verteidigen, gedrängt. 
Manche von ihnen zeigen sich besorgt darü- 
ber, dass eindimensionale bzw. anhand von 
zwei Extrempolen definierte „Identitäten“ 
jetzt erst zugeschrieben bzw. übernommen 
werden. 

Sogar ein Kommunalpolitiker der bür- 
gerlichen Regierungspartei UMP, der selbst 
migrantischer Herkunft ist, Amirouche Lai- 
di, wird in diesem Sinne zitiert: „Die Fälle 
von Kopftuchtragen betreffen ein paar hun- 
dert Schülerinnen. Die Fälle rassistischer 
Diskriminierung (bei der Wohnungs- oder 
Arbeitsplatzsuche) zählen nach Zehntau- 
send, und man macht kein Gesetz des- 
wegen. Es ist dieses Ungleichgewicht, das 
ein Ressentiment in der muslimischen 
Community hervorruft.“ (Was die von ihm 
angesprochenen Diskriminierungen betrifft, 
so hat Chirac in seiner Rede vom 17. De- 
zember die Schaffung einer Beobachtungs- 
stelle angekündigt, die alle möglichen Dis- 
kriminierungen in der Gesellschaft beob- 
achten soll: Rassismus, Sexismus, Homo- 
phobie... An ein Symbol ist also gedacht 
worden. Ob sich dadurch irgendwas ändern 
wird, bleibt freilich sehr fraglich.) 

Auch sehr „unislamische‘“ Frauenorgani- 
sationen von Migrantinnen, wie die in 
Saint-Denis bei Paris ansässige feministi- 
sche Gruppe „Voix d’elles rebelles‘“ (unge- 
fähr: Ihre Stimme weiblich, die der Rebel- 
linnen), befürchten daher eher negative 
Rückwirkungen. Sie fordern stattdessen, die 
öffentliche Hand solle sich lieber um eine 
bessere Vorbeugung etwa gegen Zwangs- 
verheiratungen von Migrantentöchtern und 
ähnliche praktische Schutzmaßnahmen ge- 
gen familiäre Unterdrückung kümmern. 
Tatsächlich hat sie hier einen Widerspruch 
benannt: Denn bisher war es das Schulsys- 
tem (in Frankreich besteht die Ganztages- 
schule mit relativ umfassender Betreuung, 
so weisen die meisten Schulen Kranken- 
schwestern und soziale BetreuerInnen auf), 


das es erlaubte, Anzeichen solchen familiä- 
ren Drucks und eventueller Gewalt frühzei- 
tig zu erkennen. Doch hat die Sparpolitik 
im öffentlichen Schulwesen ohnehin durch 
Personalabbau zum Rückgang dieser 
Schutzfunktion geführt. Würde morgen 
eine wachsende Zahl von Migrantentöch- 
tern aus dem Schulsystem ausgeschlossen, 
so wird befürchtet, die Handhabe gegen- 
über solchen Praktiken und Risiken werde 
immer geringer. Derzeit ist die Zahl der 
wirklich im Konflikt ausgetragenen „Fälle“ 
von Schülerinnen aus Einwandererfamilien 
relativ gering. Das französische Innenmi- 
nisterium gibt an, dass im vorigen Jahr 


migrantenfamilien marokkanischer und 
türkischer Herkunft eher die erstgenannte 
Konstellation, da sie oftmals aus einem 
eher ländlichen und traditionalistischen Mi- 
lieu kommen. Dagegen ist die zweitere 
Konstellation eher in Familien algerischer 
oder tunesischer Herkunft anzutreffen. Bei 
den AlgerierInnen ist eine anti-islamisti- 
sche Haltung verbreitet, die sich aus der 
jüngeren Geschichte erklärt; und Tunesien 
wurde zu einem frühen Zeitpunkt durch das 
Bourgiba-Regime von oben modernisiert, 
was zwar auf autoritärem Wege geschah, 
aber schon bald zu einer recht fortschritt- 
lichen Stellung der tunesischen Frau ge- 
führt hat. So hatten 
die  tunesischen 
Frauen mehr als 15 
Jahren vor den 
französischen das 
gesetzliche Recht 
auf Schwanger- 
schaftsabbruch. 
Einen Wider- 
spruch sehen viele 
KritikerInnen dar- 
in, dass zwar das 
Kopftuch als Sym- 
bol einer spezifi- 
schen Unterdrü- 
ckung der Frauen 
dargestellt werde 
(das ist der Grund, 
warum viele, aber 
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JERT Pflicht Am Ausn os sche Feministin- 
nen ein solches 


1.250 Fälle signalisiert worden seien, wo- 
bei in 20 Fällen der Ausschluss diskutiert, 
und in 4 Fällen beschlossen worden sei. 
Seitens der Mitarbeiter des Bildungssys- 
tems wird allerdings geschätzt, dass die 
Zahl der Kopftuch tragenden Immigrant- 
entöchter in öffentlichen Schulen real fünf- 
bis sechsfach so hoch sei. 

Dabei bestehen allerdings sehr unter- 
schiedliche Konstellationen, auf die die ge- 
setzliche Neuregelung auch zweifellos 
unterschiedliche Wirkung entfalten wird. 

Einerseits gibt es Fälle von offenkundi- 
gem familiärem Zwang oder Druck auf die 
Mädchen. Andererseits gibt es seit einigen 
Jahren zunehmend Fälle, in denen die Ent- 
scheidung zu solchen Praktiken offenkun- 
dig von den Schülerinnen selbst ausging, 
wobei oftmals die Eltern sogar (um die 
schulische Zukunft ihrer Kinder bedacht) 
gegen das Kopftuchtragen eintreten. In sol- 
chen Fällen handelt es sich um den Aus- 
druck einer, wie ideologisch verzerrt auch 
immer vorgetragenen, Revolte gegen die 
(etwa als rassistisch erlebten) Mehrheitsge- 
sellschaft; oder mitunter auch um ideolo- 
gisch (islamistisch) motivierten Akti- 
vismus, der freilich nur eine Minderheit be- 
trifft. Oder aber diese Form von Kleidung 
wird als Schutz gegen die, in den Traban- 
tenstädten und sozialen Krisenzonen tat- 
sächlich sehr verbreitete, (männliche) Ge- 
walt erlebt. Anscheinend überwiegt in Im- 


Gesetz jedenfalls in seinem Grundsatz be- 
grüßen), dass aber gerade die jungen Frau- 
en potenziell von den Ausschlussmaßnah- 
men betroffen seien. Die Väter, aber auch 
die schulpflichtigen Brüder trifft es ja nicht. 
Aber auch wegen anderer Symbole, die ei- 
nen religiösen oder politisch-religiösen 
(d.h. islamistischen) Sinngehalt haben kön- 
nen, freilich nicht müssen, wie etwa das 
Barttragen seien keine Schulausschlüsse 
geplant. Bisher jedenfalls war noch nie von 
einem Ausschluss aus solchen Motiven die 
Rede. Damit sei die Wirkung eines solchen 
Gesetzes „doppelt diskriminierend“, mo- 
nieren manche auf der Linken: Gegen An- 
gehörige der muslimischen Minderheit, 
und einseitig gegen die Frauen gerichtet. 
Ferner stellt sich mitunter die Frage der 
Praktikabilität: Wann könnte etwa gegen 
die soziale Praxis des Ramadan-Machens 
vorgegangen werden, an der problematisch 
ist, dass sie seit wenigen Jahren immer jün- 
gere Kinder trifft ? (Theoretisch wird der 
Fastenmonat erst ab 13 oder 14 praktiziert, 
doch aufgrund des Anwachsens kommuni- 
taristischer Verhaltensregeln wetteifern 
mancherorts schon Kinder im Grundschul- 
alter um die Einhaltung des Ramadan.) 
Wenn man von einer Schülerin verlangen 
kann, dass sie ihr Kopftuch ablegt, kann 
man sie auch dazu zwingen, zu essen? Oder 
was soll man tun, wenn religiöse Symbole 
auf die Hand tätowiert wurden, wie ein 


Kommentator von Liberation ein wenig 
spitzfindig fragt? Jedenfalls bleibt der Ein- 
druck einer nur selektiv wirksamen Ver- 
botsregel. 


2. Die Linke (links von der Sozialde- 
mokratie) 


Die Kommunistische Partei und die Mehr- 
heit der radikalen Linken, die aber entlang 
dieser Frage gespalten ist, kritisieren das 
Gesetzesvorhaben. 

Lutte Ouvriere / LO, eine trotzkistische 
Partei, tritt dagegen grundsätzlich für ein 
Kopfuchverbot ein. Zwar erklärt man, kein 
Vertrauen auf Chirac und die Regierungs- 
partei UMP zu setzen, jedoch sieht man 
auch keinen Anlass, sie aufgrund eines sol- 
chen Verbots zu kritisieren. In der „Affäre 
von Aubervilliers“ im Oktober 2003 hatten 
die, in der betreffenden Schule unterrich- 
tenden, LO-Mitglieder unter der Lehrer- 
schaft für den Ausschluss gestimmt. Ihre 
Begründung lautete, zwar seien die beiden 
Betroffenen Alma und Lila Levy allem An- 
schein nach nicht durch ihre Familie ge- 
zwungen, ihre Kopfverhüllung zu tragen. 
Allerdings trage ihr Beispiel dazu ein, Bar- 
rieren niederzureißen, was wiederum dazu 
führen könne, dass andere junge Frauen 
sich nicht mehr länger vor familiärem 
Druck schützen könnten (während es für 
Individuen wie die Levy-Töchter den Lu- 
xus gebe, sich freiwillig zu entscheiden). 
Ein Verbot stelle daher eine sinnvolle Bar- 
riere dar. 

Die (gegenüber LO gewöhnlich wesent- 
lich undogmatischere) Ligue Communiste 
Revolutionnaire, LCR, ist in dieser Frage in 
ihren eigenen Reihen mit unterschiedlichen 
Standpunkten konfrontiert. Es gibt Positio- 
nen in der Bandbreite von „absolut gegen 
ein Verbot“ bis hin zu „Hauptsache, es geht 
gegen die Frauenunterdrückung — aber über 
die Methode muss man schon diskutieren“ 
abdecken. Die Mehrheitsposition, auf die 
sich ein größerer Teil als Kompromiss eini- 
gen konnte und die in den offiziellen Kom- 
muniques zum Ausdruck kommt, lautet: 
„Gegen das Kopftuch, und gegen Schulaus- 
schlüsse‘“ sowie gegen administrative Ver- 
bote, die ohnehin das Denken der Men- 
schen nicht ändern würden. In einer öffent- 
lichen Erklärung vom 15. Dezember 03 ist 
im ersten Teil die Rede vom „Kopftuch als 
Symbol der Unterdrückung der Frau“. In 
einem zweiten Absatz wird jedoch affir- 
miert: „Es braucht kein Gesetz, um dage- 
gen zu kämpfen“. Die AutorInnen verwah- 
ren sich dagegen, dass das geplante Gesetz 
diskriminierend sei, weil es de facto nur die 
muslimische Religion zum Objekt von Kri- 
tik mache. In einem dritten Teil schließlich 
wird eine reale Rechtsgleichheit im täg- 
lichen gesellschaftlichen Leben gefordert 
(die für Teile der Einwandererbevölkerung 
nicht gegeben sei). Und es wird betont, dass 
Emanzipation, auch und gerade der Frauen, 
„in erster Linie von der Mobilisierung der 
Betroffenen selbst ab(hängt), vom sozialen 
und demokratischen Kampf“. 
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Die Kommunistische Partei (PCF, Parti 
communiste francais) fordert in erster Linie 
eine „breite landesweite Debatte“, ohne de- 
ren Ergebnisse vorweg zu nehmen. Das 
fordert sie allerdings mittlerweile fast zu 
jedem Thema, das ein wenig komplexer 
ausfällt. Was wiederum damit zusammen- 
hängt, dass der KP mit dem Ableben der 
„realsozialistischen‘“ Staaten auch ihr zuvor 
sicher geglaubtes „Gesellschaftsmodell“ 
und ihr vormaliger Glaube an die „ehernen 
Gesetze der Geschichte“ abhanden gekom- 
men ist. Wo sie einstmals holzschnittartig 
schematische Positionen bezog, ist die KP 
jetzt umgekehrt von einem Komplex be- 
sessen: Alles sei so kompliziert geworden, 
dass man keine fertigen Antworten mehr 
besitze. 

Origineller an ihrer Position ist, dass sie 
das Datum 2005 (das den einhundertsten 
Jahrestag des Gesetzes zur Trennung von 
Kirche und Staat) zum Anlass nehmen will, 
um den französischen Laizismus neu zu 
definieren. Damit gibt sie einen Rahmen 
vor, der durchaus interessant erscheinen 
könnte, da er einen klaren historischen Be- 
zugsrahmen aufweist und (im Prinzip) 
nicht als diskriminierende Maßnahme ge- 
gen die muslimische Bevölkerung verstan- 
den werden könnte. Die KP bezeichnet das 
jetzige Projekt der Regierung als Maßnah- 
me, die potenziell als „Stigmatisierung“ 
der Einwanderungsbevölkerung aus mehr- 
heitlich muslimischen Ländern erscheine. 


3. BefürworterInnen des Gesetzes 


Dagegen sehen andereeine Errungenschaft 
darin, dass nunmehr das Individuum stär- 
kere Emanzipationsmöglichkeit gegenüber 
seiner Herkunft und Familie erhalte, da 
nicht mehr zu befürchten sei, dass Mäd- 
chen und junge Frauen zum Tragen einer 
Kopfbedeckung gezwungen werden könn- 
ten. Das gilt für eine Mehrheit der französi- 
schen feministischen Gruppen, aber auch 
die Mehrheit der Lehrergewerkschaften 
und bildungspolitischen Organisationen, 
wobei viele Lehrergewerkschaften heftig 
darüber diskutieren. 

Die schärfsten Positionen zugunsten ei- 
nes strikten staatlichen Verbots hat traditio- 
nell die zwischen sozialdemokratischen 
und populistischen Positionen schwanken- 
de Gewerkschaft FO (Force Ouvriere), 
bzw. ihr Ableger im Bildungswesen. Letz- 
terer wird zum Teil von einer „linken“ 
autoritären Politsekte kontrolliert, dem Par- 
ti des travailleurs (PT, „Partei der Arbei- 
ter“). Auch die sozialliberale CFDT, die 
Sektion innerhalb des Bildungswesens wie 
auch allgemein der Dachverband, befür- 
wortet das Gesetzesprojekt. Die mit Ab- 
stand größte Gewerkschaft im Bildungs- 
wesen, die links-reformistische FSU, 
nimmt dagegen eher etwas abwartende Po- 
sitionen ein: Einerseits kann man mit der 
Idee einer Untersagung religiöser Symbole 
durchaus etwas anfangen, andererseits in- 
sistiert man darauf, dass ein Gesetz bei 
weitem nicht alle Probleme löse. Denn nun 
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liege es an den LehrerInnen „vor Ort“, fest- 
zustellen, was „plakative“ bzw. „auffälli- 
ge“ Symbole sind und was (noch) nicht, 
und es liege an ihnen, zu versuchen, „den 
Dialog nicht abreißen zu lassen“. Dagegen 
wird die linksradikale SUD-Education 
(SUD-Ableger im Bildungswesen) von 
heftigen Debatten zerrissen; eine knappe 
Mehrheit scheint sich allerdings mit der 
Idee von Schulausschlüssen zur Verteidi- 
gung des Laizismus anzufreunden. 

Die französische Sozialdemokratie be- 
fürwortet ebenfalls mehrheitlich ein Ver- 
botsgesetz, wobei eine Minderheit (etwa 
der frühere Kulturminister Jack Lang oder 
der Nachwuchspolitiker Malek Boutih) 
gern das Verbot aller sichtbaren religiösen 
Symbole an öffentlichen Schulen gesehen 
hätte. Auf konservativer Seite dagegen, wo 
man natürlich mehrheitlich das Gesetzes- 
vorhaben des „eigenen Lagers‘ unterstützt, 
überwiegt wohl eher der Wunsch nach 
Konformität (der Minderheiten) über dem 
nach Beförderung von Emanzipation. 

Zu den anfänglichen Befürworterinnen 
eines klaren Verbotsgesetzes gehörte ironi- 
scherweise auch die konservativ-reaktionä- 
re UOIF (Union des organisations islami- 
ques de France). Das klingt paradox, ist je- 
doch erklärbar: Das islamische Recht sieht 
eine Art „rechtfertigenden Notstand‘ vor, 
darourat genannt. Er tritt ein, wenn der je- 
weils Herrschende durch äußeren Zwang 
die Moslems davon abhält, eine „Glau- 
bensvorschrift“ zu befolgen. In diesem Fall 
dürfen die praktizierenden Muslime davon 
absehen, ein Ge- oder Verbot ihrer Religion 
zu befolgen, um im Zustand der Konfor- 
mität mit den Vorschriften des weltlichen 
Herrschers zu bleiben. Deswegen wäre die 
UOTF, im Rahmen ihres Versuchs einer An- 
näherung an die französische konservative 
Recht, auch für ein Gesetz eingetreten, 
welches das Tragen jedes sichtbaren religi- 
ösen Symbols an öffentlichen Schulen 
strikt verbietet. 

In dem Falle hätte sie sich auf einen 
„Notstand“, ausgehend von einem (mora- 
lisch illegitimen) weltlichen Staat, berufen 
können. Und hätte eine Zweiteilung der ge- 
sellschaftlichen Sphären vorgenommen, 
etwa nach dem Motto: <<In Schulen und 
öffentlichen Einrichtungen habt Ihr Euch 
nach den Geboten des Staates zu richten, 
außerhalb davon aber nach denen der Reli- 
gion>>, also ihren eigenen. Da das geplan- 
te Gesetz aber nun anscheinend nicht so 
weit geht, sondern das Verbot unter Bedin- 
gungen stellt (es trifft „plakative“, „auffäl- 
lige“ religiöse Symbole) entfällt auch die 
Bedingung des nicht abwendbaren, äuße- 
ren Zwangs. Vielleicht deswegen rief die 
UOIF nach Bekanntwerden des Berichts 
der „Stasi-Kommission“ bereits Zeter und 
Mordio und malte eine unerträgliche Dis- 
kriminierung der Muslime an die Wand. 


4. Die extreme Rechte 


Für manche ein wenig überraschend 
kommt, dass die extreme Rechte hörbar ge- 


gen das kommende Gesetz eintritt. Dabei 
bleibt diese sich allerdings nur selbst treu. 
Denn sie erklärt, ein solches Verbot sei von 
geringem Interesse, weil es bedeute, nur an 
einem Symptom herumzudoktern. Statt der 
kleinen Trennung (in Form des schulischen 
Ausschlusses) will die extreme Rechte 
nämlich gewissermaßen lieber die große 
Trennung vorbereiten. Anders ausge- 
drückt: Die „ethnische Reinheit‘ der Na- 
tion. Zugleich beharrt sie so auf ihrer Op- 
positionsrolle, als vermeintliche „Alternati- 
ve zum abgewirtschafteten System“. 

„Den Islam“ freilich deutet die extreme 
Rechte in weltverschwörerisch-theoreti- 
scher Manier. So ist in der Parteizeitung 
der Le Pen-Anhänger, „National Hebdo“ 
(16. Oktober 03) etwa zu lesen: „Man 
muss wirklich blind sein, um nicht zu se- 
hen, dass Kommunismus und Islamismus 
unter einer Decke stecken, oder genauer, 
dass ein sterbender Kommunismus den Is- 
lamismus als Waffe der Subversion ein- 
setzt. (...) Da die beiden Ideologien grund- 
sätzlich austauschbar sind‘ (weil nämlich 
der Kommunismus eine säkularisierte Re- 
ligion und der Islam eine politisierte Reli- 
gion sei) „kann man nunmehr im Islam 
den Kommunismus des 21. Jahrhunderts 
sehen.“ Hauptsache, es gibt eine Weltver- 
schwörung, neben den der extremen Rech- 
ten ebenfalls bekannten jüdischen und 
freimaurerischen Verschwörungen jeden- 
falls. 

Eine solche Verschwörung ist beispiels- 
weise die Erteilung des Friedensnobelprei- 
ses an die iranische Anwältin und Men- 
schenrechtlerin Schirin Ebadi. Man hielt 
diese gemeinhin für eine Kritikerin des 
fundamentalistischen Regimes (die frei- 
lich einen „reform-islamischen“ Diskurs 
vorbringt, vielleicht einfach weil es im 
Iran schlicht tödliche Folgen hätte, sich als 
Atheist/in zu bezeichnen). Irrtum, belehrt 
die rechtsextreme Zeitung ihr Publikum. 
„In Wirklichkeit hat das Nobelpreiskomi- 
tee eine kriminelle Wahl getroffen, indem 
sie den Islamisten zeigte, dass sie alles von 
einem Westen bekommen können, der die 
Orientierung verloren hat. (...) Schirin 
Ebadi ist das typische Beispiel islamisti- 
scher Verhüllung, welche die tödliche 
Waffe der islamischen Eroberung in <un- 
gläubigem> Land darstellt. (...) Im aktuel- 
len Kontext der islamischen Flutwelle, die 
durch die Kommunisten unterstützt wird, 
hat das Nobelpreiskomitee Verrat began- 
gen.“ (Ebenda) 

Eines natürlich kann für die extreme 
Rechte nicht sein, ebenso übrigens wie für 
Fundamentalisten: Dass ein Individuum 
sich von seiner „natürlichen Prägung“, die 
durch seine Herkunft und Abstammung de- 
terminiert ist, löst und als Mensch eigen- 
ständig denkt. Diese Konzeption, so ist zu 
fürchten, wird auch nach der Neudefinition 
des staatlichen Laizismus (von oben) in 
viele Köpfen noch verdammt lebendig 
bleiben. 

Bernhard Schmid, Paris 


„Jeder Mensch hat das Recht, Rechte zu haben” 


Zu der Dreiländer-Wanderausstel- 
lung „Jeder Mensch hat das Recht, 
Rechte zu haben” (wir berichteten) 
wurde jetzt ein Ausstellungskatalog 
in Form eines Kalenders herausgege- 
ben. Der Katalog hat einen Umfang 
von 60 Seiten und zeigt die Ausstel- 
lungstafeln im verkleinerten MaßB- 
stab. Neben den zahlreichen Infor- 
mationen will der Katalog durch die 
Veröffentlichung von Kontaktadres- 
sen zur weiteren Vernetzung im 
Dreieckland beitragen. Der Katalog 
kostet Dank finanzieller Unterstüt- 
zung von Pro Asyl Frankfurt und der 
Hans-Böckler-Stiftung des DGB aus 
Düsseldorf nur 6 Euro. 


Ein sehr wichtiges Etappenziel der Aus- 
stellung wird Strasbourg sein. Dort hat 
nicht nur das EU-Parlament und der Eu- 
ropäische Menschenrechtsgerichtshof 
seinen Sitz, sondern auch der Europarat. 
Der Europarat wurde 1949 als europäi- 
sche zwischenstaatliche Organisation für 
Zusammenarbeit gegründet, ihm gehö- 
ren weit mehr Mitgliedsländer als der 
EU an. Dem Europarat beitreten kann, 
wer die beiden regionalen Menschen- 
rechtskonventionen anerkennt. Das wäre 
zum einen die Europäische Sozialcharta 
(soziale Rechte) und die Europäische 
Menschenrechtskonvention (politische 
Rechte). Die Dreiländer-Wanderausstel- 
lung „Jeder Mensch hat das Recht, Rech- 
te zu haben“ macht mit der erklärten Ab- 
sicht Station in Strasbourg, um dort auf 
die Diskrepanz zwischen den prokla- 
mierten europäischen Menschenrechten 
auf der einen, und der Rechtlosigkeit von 
Minderheiten auf der anderen Seite auf- 
merksam zu machen. 

Zur Unterstützung und Bildung einer 
breiten Trägerschaft der Dreiländer- 
Wanderausstellung in Strasbourg wird 
noch ein „Aufruf aus Strasbourg“ her- 
ausgegeben. was I 


Festung Europa: Das Kunstwerk von Helmut 
Kubitschek ist ebenfalls Teil der Dreiländer- 
Wanderausstellung. Ein afrikanischer Flücht- 
ling versteckt sich im Radkasten eines Linien- 
flugzeuges und erfriert bei fast minus 50 Grad 
in 10.000 Meter Höhe. Der tote Körper wird 
bei der Landung in Paris herausgeschleudert 
und am Boden zerschmettert. 


Wer die Ausstellung zeigen möchte, wende 
sich bitte an: 

Südbadisches Aktionsbündnis gegen Abschiebun- 
gen (SAGA), Postfach 5328, 79020 Freiburg, 
Netzwerk-Dreyeckland@gmx.net, Tel. 0761 - 
74003 (nur freitags von 18 bis 23 Uhr). Zur Aus- 
stellung wurde ein gesondertes Blatt mit sämtlichen 
technischen Detaills herausgegeben. 
Ausstellungstermine 

Vom 27. Februar bis 7. März 2004, Temple Saint- 
Etienne, Place de la Reunion Mulhouse - Centre. 
Vom 22. April bis 25. April 2004 in der Evangeli- 
schen Fachhochschule Freiburg im Rahmen des er- 
sten regionalen Sozialforums. 

Vom 3. Mai bis 15. Mai 2004 in der Pädagogi- 
schen Hochschule Freiburg 

Für Basel und Strasbourg laufen derzeit die Vorbe- 
reitungen. 
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ie Benes-Dekrete belasten Eu- 
D ropa weiter“, behauptet der 
vi) Redner im Düsseldorfer Ger- 
hart-Hauptmann-Haus: „Die Zeit ist ge- 
kommen, das klar auszusprechen“. Zu- 
frieden lauscht das Publikum, als der 
Botschafter der Republik Ungarn fort- 
fährt: Budapest werde das Zentrum ge- 
gen Vertreibungen unterstützen, versi- 
chert er; seine Regierung befürworte 
eine Lösung „in europäischer Weise“. 

Ungarn, das zu den Aggressoren des 
Ersten Weltkriegs gehörte, musste 1920 
im Vertrag von Trianon Teile seines Ter- 
ritoriums an Nachbarstaaten abgeben. 
Revanchistische Bestrebungen an der 
Seite Berlins führten Ende der 1930er 
Jahre zur Okkupation von Teilen der 
Tschechoslowakei und Rumäniens — mit 
deutscher Hilfe. Die Gebiete mussten 
1945 wieder abgegeben werden; die Er- 
innerung an die ungarische Besetzung je- 
doch ist in den betroffenen Staaten bis 
heute lebendig. 

Seit Walburga von Habsburg im Au- 
gust 1989 den österreichisch-ungari- 
schen Grenzzaun zerschnitt, tritt auch 
der ungarische Revanchismus wieder ans 
Tageslicht. Die „Vertriebenen“-Verbände 
finden hier einen strategischen Verbün- 
deten: „Deutsche und Magyaren“ waren 
etwa in der Tschechoslowakei von den 
Benes-Dekreten betroffen, „Deutsche 
und Magyaren“ würden von ihrer Annul- 
lierung profitieren. 


Das Düsseldorfer Gerhart-Haupt- 


mann-Haus (siehe Bild), in dem der un- 


nn 


garische Botschafter die Unterstützung 
seiner (sozialdemokratischen) Regierung 
für den deutschen Revanchismus bekräf- 
tigte, ist am 22. Juni 1963 als „Haus des 
Deutschen Ostens“ eröffnet worden. Die 
das Haus tragende Stiftung arbeitet par- 
teiübergreifend: Vorsitzender des Vor- 
stands ist Konrad Grundmann (CDU), 
von 1958 bis 1966 Arbeits- und Sozial- 
minister in NRW; die seit 1966 in Düs- 
seldorf regierende SPD stellt mit Rein- 
hard Grätz, dem Chef des WDR-Rund- 
funkrats, den Kuratoriumsvorsitzenden. 
In den 40 Jahren seines Bestehens hat 
das Gerhart-Hauptmann-Haus, das sich 
Anliegen der „Vertriebenen“ widmet 
und „deutsche Volksgruppen in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa“ unterstützt, für 
seine Tätigkeit von der Landesregierung 
rund 35 Millionen Euro erhalten. 

jk (nach DOD 1/2004) I 
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Zehn Jahre Wochenzeitung 


Junge Freiheit 
Junge Freiheit Nr. 5/04 
vom 23. Januar 2004 
Seit zehn Jahren erscheint das Blatt als 
Wochenzeitung, angefangen hatte es als 
Heft, das eher einer Schülerzeitung 
glich, dann monatlich und schließlich 
wöchentlich erschien. Nach eigenen An- 
gaben arbeiten inzwischen 12 Redakteu- 
re und Layouter an der Zeitschrift. Soll- 
ten diese tatsächlich voll bezahlt werden, 
muss das Blatt neben den Abo-Einnah- 
men noch eine weitere Einnahmequelle 
haben. Blattgründer und Chefredakteur 
Dieter Stein erklärt: „Die JF kämpft wei- 
ter jedes Jahr mit einer Deckungslücke 
von derzeit rund 350.000 Euro. Die JF 
verdankt ihre Rettung alleine den Lesern, 
die in diesen zehn Jahren fast 2,5 Millio- 
nen Euro gespendet haben. Darüber hin- 
aus haben über 260 Kommanditisten aus 
den Reihen der Leser das Haftungskapi- 
tal der Kommanditgesellschaft in Höhe 
von einer Millionen Euro zusammenge- 
bracht. Diese 3,5 Millionen Euro haben 
die JF vor dem Ruin bewahrt und ermög- 
licht, dass die Zeitung stetig weiter aus- 
gebaut und ihre Grundlage verbreitert 
werden konnte.“ 


Moscheebau in Bayern 


Junge Freiheit Nr. 6/04 

vom 30. Januar 2004 

Der Wunsch mohammedanischer Ein- 
wohner der Bundesrepublik, ihre Reli- 
gion in würdiger Umgebung auszuüben 
und deshalb in näherer Umgebung eine 
Moschee zu bauen, führt in vielen Orten 
dazu, dass sich die Rechte formiert und 
gegen den Moscheebau auftritt. Häufig 
sind auch die Kommunalverwaltungen 
nicht gerade bereitwillig. Im bayerischen 
Thannhausen unterstützt der CSU-Bür- 
germeister das Moschee-Projekt, wäh- 


“ 


rend sich im Ort ein „Bürgerforum 
gründete, um gegen den geplanten Mo- 
scheebau vorzugehen. Nun soll es eine 
starke „Bewegung“ gegen das Moschee- 
projekt geben, die nach Angaben des Au- 
tors Manuel Ochsenreiter inzwischen be- 
reits erreicht hat, dass das Moscheepro- 
jekt nur noch sehr eingeschränkt betrie- 
ben wird: „heute ist nur noch die Rede 
vom ‚schwäbischen Baustil‘ ohne ‚Mina- 
retten 

Die Auseinandersetzung um den Na- 
men Schill-Partei geht weiter. In Ham- 
burg hat die Partei Rechtsstaatliche Of- 
fensive nun beschlossen, doch unter dem 
Namen Schill-Partei zur Wahl anzutre- 
ten, obwohl sie Schill längst ausge- 
schlossen hat. Offensichtlich hofft sie, 
auf diesem Wege einige Stimmen der 
Schill-Anhänger zu ergattern. uld 


„Der große Verrat” 


Nationalzeitung Nr. 6, 301.2004 
DVU-Chef Dr Gerhard Frey greift 
selbst zur Feder, um gegen den EU-Bei- 
tritt der Türkei zu polemisieren. Die C- 
Parteien wollten die kommenden Euro- 
pawahlen und Landtagswahlen durch 
vorgetäuschten Widerstand gegen den 
EU-Anschluss der Türkei gewinnen, in 
Wirklichkeit sei aber bereits unter Kohl 
der Beitritt betrieben worden, so Frey. In 
einem aktuellen Interview in der FAZ 
habe Kohl die türkischen Geschäftsleute 
als „unsere natürlichen Wähler“ bezeich- 
net. Alle „tonangebenden Kräfte in 
Bundestag und Großindustrie“ seien sich 
da einig.Dabei wisse doch jeder, „dass 
die Kleinasiaten auch dann nicht zu Eu- 
ropäern werden, wenn einst an Stelle der 
heutigen zweieinhalb Millionen 25 oder 
50 Millionen von ihnen in Mitteleuropa 
leben sollten. Und ebenso kann sich je- 
der ausrechnen, dass das christliche 
Abendland dann seinen Charakter völlig 
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verändert.“ Genau das ist seiner Mei- 
nung nach der Grund, warum Fischer 
den Beitritt der Türkei vehement betrei- 
be. Eine „durch die EU-Freizügigkeit be- 
dingte türkische Massenwanderung 
könnte die linke Macht in Deutschland 
für unabsehbare Zeit zementieren.“ Die 
80 % der eingebürgerten Türken wählten 
schließlich SPD und Grüne. „Ge- 
schmückt“ ist der Artikel mit alten CDU- 
Plakaten: „Unser Land soll christlich 
bleiben!“ „Rettet die abendländische 
Kultur...!“ Für Frey Ziele, die verraten 
wurden, und für die die DVU bei der Eu- 
ropawahl sicher massiv eintreten wird. 
Interviewt wird in dieser Ausgabe der 
Verleger Dietmar Munier, (Arndt-Ver- 
lag). 1991 gründete er die „Aktion Deut- 
sches Königsberg“ und 1992 den „Ruß- 
landdeutschen Kulturverein Trakehnen“ 
sowie dessen deutschen Schwesterver- 
ein, den „Schulverein zur Förderung der 
Rußlanddeutschen in Ostpreußen e.V.“ 
Der 200. Todestag von Kant am 12. Fe- 
bruar ist Anlass dafür, den Anspruch auf 
Kaliningrad (Königsberg) als „deutsche 
Stadt“ zu reklamieren. Dafür wird dann 
auch ein russischer Student bemüht, der 
dem Fernsehmoderator Klaus Bednarz 
gegenüber gesagt haben soll: „Wir sind 
nur Gäste in dieser deutschen Stadt“. 
Nach dem Zerfall der Sowjetunion hat 
Munier die Ansiedlung von Rußland- 
deutschen aus Kasachstan und Kirgisien 
östlich von Kaliningrad betrieben, inzwi- 
schen gibt es dort die Agnes-Miegel- 
Siedlung und die Ulrich-von.-Hutten- 
Siedlung sowie eine deutsche Schule. 
Munier plädiert für beharrliche Geduld 
in den Fragen der „Rückgabe“ dieser Ge- 
biete, Die „Historisierung der Geschich- 
te“ sei eingeleitet und werde über kurz 
oder lang zu einem politischen Wandel 
beitragen. Er rät: „Geduldiges, beharrli- 
ches Festhalten an unserem Anspruch 
auf ganz Ostdeutschland in jedem Ver- 
trag, jeder Rede, jedem Gespräch“, man 
müsse „nur unbeirrt die Saat für die Zu- 
kunft in die Erde legen“. u.b. 
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